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Wirtschaft braucht 
gesellschaftlichen Zusammenhalt

in einem gewichtigen Punkt unterscheiden wir uns als 
mIT von manchem Wirtschafts- und arbeitgeberverband. 
Wir verstehen uns in erster Linie nicht als Lobbyist der 
„Wirtschaft“, sondern als Interessenvertretung für die 
Soziale marktwirtschaft im Sinne Ludwig erhards. Zum 
Kern dieser Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung ge-
hört das Prinzip, wirtschaftliche Vernunft und soziale 
Verantwortung in einklang zu bringen. es war eine der 
großen Botschaften Ludwig erhards, dass das allgemein-
wohl mehr ist als die Summe aller Partikularinteressen 
und die Soziale marktwirtschaft auf einen Gemeinsinn 
angewiesen ist. mit anderen Worten: Unsere politi-
schen Vorstellungen sollten sich nicht an kurzfristigen 
betriebswirtschaftlichen aspekten orientieren, sondern 
müssen immer auch die langfristigen gesellschaftlichen 
Folgen mitbedenken.  

Zwei aktuelle Beispiele: Im Zusammenhang mit dem 
geplanten Fachkräftezuwanderungsgesetz – das wir drin-
gend brauchen – wird diskutiert, ob dieses auch abgelehn-
ten asylbewerbern Zugang zum arbeitsmarkt verschaffen 
soll. auf den ersten Blick scheint das sinnvoll: Komplexe 
abschiebungen ließen sich vermeiden und die Unterneh-
men behielten dringend benötigte arbeitnehmer. Doch 
von einem solchen „Spurwechsel“ zwischen asyl- und ein-
wanderungsrecht ginge ein gefährlicher Fehlanreiz aus. 
Bei potenziellen migranten käme die Botschaft an: man 
muss es nur über die deutsche Grenze schaffen, dann wird 
sich schon ein Jobangebot und damit ein Bleiberecht er-
gattern lassen. So ginge aber nicht nur jede Steuerung 
und Begrenzung von migration verloren. Wenn illegale 
einwanderung im handumdrehen legalisiert würde, wäre 
das ebenso verheerend für den gesellschaft lichen Zusam-
menhalt in unserem Land. 

Um diesen gesellschaftlichen aspekt kreist auch die 
zweite Debatte. Wann immer ich bei meinen Besuchen 

und Vorträgen im Land auf Unternehmer treffe, höre ich: 
Die meisten jungen menschen brächten viel Fachwissen 
mit, oftmals fehle es jedoch an der sozialen Kompetenz. 
Deshalb habe ich gemeinsam mit anderen in der Union 
eine Debatte um gesellschaftliches engagement und 
 Sozialkompetenz junger Schulabgänger angestoßen. Ich 
persönlich halte viel von einem „Gesellschaftsjahr“ für 
junge männer und Frauen. Jeder Schulabgänger soll dann 
selbst entscheiden, ob er dieses einer sozialen einrichtung, 
im ausland, bei der Feuerwehr oder in der Bundeswehr 
 absolvieren möchte. Wir werden uns in der mIT in naher 
Zukunft mit konkreten Umsetzungsvorschlägen zu Wort 
melden. Ich bin davon überzeugt: In einer Welt, die immer 
individueller, digitalisierter und globaler wird, kommt 
es auf eigenschaften wie Teamfähigkeit, Respekt, ja auf 
grundlegende Regeln für das gemeinsame Zusammenle-
ben mehr denn je an. Daran hat auch die Wirtschaft ein 
ureigenes, langfristiges Interesse.

 

herzliche Grüße

  
Carsten Linnemann
mIT-Bundesvorsitzender

  
Carsten Linnemann
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Heil plant Sonnen-
schutz-Zwangs-
vorsorge

Urlaub: Wo ist die Kaufkraft am besten?

Wer viel in der Sonne arbeitet, sollte sich schützen. Das 
dürfte bekannt sein. Bundesarbeitsminister hubertus 
heil traut dieses allgemeinwissen den arbeitnehmern 
nicht zu und will ein verpfl ichtendes hautscreening 
einführen. Nach den Plänen von SPD-minister heil soll 
die Vorsorgepfl icht für alle arbeitnehmer gelten, die 
von mai bis September täglich mehr als drei Stunden 
im Freien arbeiten. Betroffen wären schätzungsweise 
drei millionen arbeitnehmer, ob im Bau, in der Gas-
tronomie oder Landwirtschaft. „Die bürokratische und 
wirtschaftliche Belastung für die Betriebe durch die 
Neuregelung wäre enorm“, kritisiert Felix Pakleppa, 
hauptgeschäftsführer des Zentralverbands Deutsches 
Baugewerbe, die Pläne. arbeitgeber müssten dann 
nicht nur die Vorsorgetermine organisieren, sondern 
auch die Kosten für die Pfl ichtuntersuchung tragen, so 
das mIT-mitglied. Ohne Untersuchung droht ein Be-
schäftigungsverbot. Die Untersuchungen sollen nur bei 
Betriebsärzten oder arbeitsmedizinern durchgeführt 
werden, nicht bei allen haus- oder hautärzten.

2017 haben Beschäftigte in Deutschland im Schnitt 14,6 
Tage wegen einer Krankschreibung am arbeitsplatz 
gefehlt. Das hat die Techniker Krankenkasse ermit-
telt. Schaut man sich die einzelnen Berufsfelder an, so 
stellt man einige Unterschiede fest: Führer von Fahr-
zeug- und Transportgeräten (zum Beispiel Bus- oder 
Lkw-Fahrer) sind mit 25 Fehltagen am häufi gsten krank. 
auch Beschäftigte in der metallverarbeitung sind ver-
gleichsweise häufi g krank. mit neun Fehltagen liegen 
beispielsweise Informatiker und Beschäftigte in der In-
formationstechnik unter dem deutschen Durchschnitt.

ein euro ist immer ein euro – das stimmt nur 
bedingt. Je nach Land ist die Kaufkraft des Gel-
des unterschiedlich. Das Institut der deutschen 
Wirtschaft hat genauer hingeschaut. Wer in 
europa am meisten für sein Geld bekommen 
möchte, sollte demnach seinen Urlaub in Polen, 
Ungarn oder Tschechien verbringen. Wer dage-
gen beispielsweise nach Skandinavien, Frank-
reich oder Österreich reist, muss tiefer in die 
Tasche greifen als in Deutschland. Besonders 
schlecht soll nach angaben des Kölner Instituts 
das Preis-Leistungsverhältnis in der Schweiz 
sein: Die Kaufkraft des euro beträgt bei den 
eidgenossen nur 71 Cent.

So oft sind Beschäftigte in Deutschland krank
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Urlaubskasse: Wo das Preis­Leistungs­Verhältnis lockt

Krankschreibungen pro Kopf (2017)
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Nach angaben des Statistischen Bundesamtes 
(Destatis) gibt es in Deutschland rund 3,1 millionen 
elektrofahrräder (2014: 1,6 millionen). Zum Jahres-
anfang 2017 besaßen 2,3 millionen haushalte in 
Deutschland mindestens ein elektrofahrrad. Dies 

entsprach einem anteil von 6,1 Prozent aller haus-
halte. Wie Destatis weiter mitteilt, hat sich 

damit die anzahl der Privathaushalte mit moto-
risierten Fahrrädern in den letzten drei Jahren 
nahezu verdoppelt. 2014 hatte es noch in 1,2 

millionen haushalten elektrofahrräder gegeben 
(3,4 Prozent aller haushalte).

Österreich beschließt 
fl exible Arbeitszeiten

Kommunikations-Killer 
Großraumbüro

In Deutschland gibt es immer weniger Langzeitarbeitslose. 
Wie die Grafi k von Statista zeigt, ist die Zahl der menschen, 
die ein Jahr oder länger arbeitslos gemeldet sind, in den 
 vergangenen zehn Jahren um rund 0,5 millionen zurückge-
gangen. Der anteil Langzeitarbeitsloser an der gesamten 
 arbeitslosenzahl liegt aktuell bei rund 35 Prozent. Damit 
Langzeitarbeitslose den Sprung in den arbeitsmarkt schaffen, 
hat Bundesarbeitsminister hubertus heil das Teilhabechan-
cengesetz vorgelegt, das einen Lohnkostenzuschuss von bis  
zu fünf Jahren vorschlägt. mIT-Bundesvorsitzender Carsten 
Linnemann kritisiert das Gesetz: „Wer nach zwei Jahren den 
Sprung in den ersten arbeitsmarkt nicht schafft, der schafft 
ihn auch nicht nach fünf Jahren.“ mit dem Gesetz schieße 
man über das Ziel hinaus, so der Unionsfraktionsvize.

ab dem 1. September tritt in Österreich ein neues arbeits-
zeitgesetz in Kraft, das für eine moderne und fl exible 
 arbeitswelt stehen soll. Das Gesetz erhöht die maximal 
mögliche arbeitszeit auf zwölf Stunden pro Tag, die Wo-
chenarbeitszeit auf 60 Stunden. Dadurch sollen Unterneh-
men besser mit hohen auftragswellen umgehen können. 
auch in der Tourismus-Branche steht eine Veränderung 
an: Die Ruhezeit wird von elf auf acht Stunden bei geteil-
ten Diensten gekürzt. Beschäftigungen am Wochenende 
oder an Feiertagen ermöglicht das neue Gesetz ebenso, 
für das sich der Österreichische Wirtschaftsbund, die 
Partnervereinigung der mIT in Österreich, seit langem 
eingesetzt hat. 

Viele Unternehmen überlegen, ihre mitarbeiter in einer offe-
nen Büro-architektur arbeiten zu lassen. Das scheint keine 
gute Idee zu sein. Die harvard-Wissenschaftler ethan Bern-
stein und Stephen Turban veröffentlichten eine Untersuchung 
zu Großraumbüros mit folgendem ergebnis: entgegen der 
landläufi gen meinung nahm das Volumen der Interaktionen 
von angesicht zu angesicht deutlich ab (um etwa 70 Prozent), 
während der anteil an elektronischer Kommunikation entspre-
chend anstieg. Ihr Fazit: Großraumbüros fördern keineswegs 
den gegenseitig befruchtenden direkten austausch im persön-
lichen Gespräch. Vielmehr zögen sich mitarbeiter von ihren 
Kollegen zurück und nutzten lieber e-mail oder Instant messa-
ging, so die Wissenschaftler. 

„Angezählt“

Kritik am Teilhabe -
chancengesetz

MIt:FaKTeN

3,1 
Mio.

Anzahl der Langzeitarbeitslosen und Anteil 
an allen Arbeitslosen in Deutschland
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Lasst Fachkräfte 
zu uns kommen!

Deutschland ist für Zuwanderer 
ein begehrtes Ziel. Dennoch 
sind wir kein „richtiges“ ein-

wanderungsland. Die Bundesrepublik 
wirbt nämlich nur sehr verhalten um 
menschen aus anderen Ländern, die 
hier die wachsende Zahl offener Stel-
len auffüllen könnten. Stattdessen 
nehmen wir mehr oder weniger alle, 
die zu uns kommen – ganz gleich, ob 
sie Schutz vor Verfolgung und Krieg 
suchen, ob sie sich durch unser Sozial-
system angezogen fühlen, oder ob sie 
hier arbeiten wollen.

Der für Deutschland positive „Wan-
derungssaldo“ lag 2017 bei mindestens 
450 000 menschen. aber es kamen 
unter dem Gesichtspunkt des ar-
beitsmarkts häufi g nicht die richtigen. 
Denn die hoffnung, mit dem Zustrom 
von Flüchtlingen kämen zugleich die 
dringend gesuchten ärzte, IT-Spezia-
listen, elektroniker und Pfl egekräfte, 
hat sich schnell als weltfremd ent-
puppt. Unter den Gefl üchteten gibt 
es zweifellos auch gut ausgebildete, 
qualifi zierte und leistungsfähige män-
ner und Frauen; aber sie sind nur eine 
minderheit. 

Trotz der Zuwanderung der ver-
gangenen Jahre werden händeringend 
arbeitskräfte gesucht. Schon heute 
nennen sechs von zehn Betrieben das 
Fehlen von Fachkräften als größte Ge-
fahr für das eigene Wachstum. aus 
eigener Kraft kann diese Lücke ange-
sichts unserer alternden Gesellschaft 
jedoch nicht geschlossen werden. Im 
vergangenen Jahrzehnt hat die Wirt-
schaft ihre Nachfrage nach arbeits-

kräften in hohem maße durch Zu-
wanderung aus eU-Ländern gedeckt. 
Dabei hat Deutschland auch von der 
schlechten wirtschaftlichen Lage in 
diesen Staaten profi tiert. Sobald sich 
aber die wirtschaftliche Situation in 
anderen Teilen europas verbessert, 
dürfte der Zuzug von dort ausbleiben. 

es ist also richtig, dass die Partner 
in der Großen Koalition ein Fachkräf-
tezuwanderungsgesetz verabschie-
den wollen. Genau genommen gibt 
es ein solches Gesetz schon: das „Ge-
setz zur Umsetzung der hochquali-
fi zierten-Richtlinie der europäischen 
Union“ von 2012, besser bekannt als 
„Blue Card“. es ist ein ausgesprochen 
liberales einwanderungsinstrument, 
garantiert den Zugewanderten nach 
spätestens 33 monaten ein dauerhaf-
tes Bleiberecht und macht ihnen den 

Familiennachzug leicht. es hat nur 
einen haken: Die “Blue Card“ gibt es 
nur für ausländische hochschulabsol-
venten mit einem Jahreseinkommen 
von brutto mindestens 52.000 euro. 
In naturwissenschaftlichen und medi-
zinischen mangelberufen reicht auch 
eine Gehaltszusage von 48.000 euro 
im Jahr. Die Kehrseite: In vielen hand-
werklichen Berufen und im Gesund-
heitsbereich werden auch arbeitneh-
mer mit weniger als 4.000 euro im 
monat dringend gesucht. Ganz ne-
benbei: auch nicht jeder assistenzarzt 
kommt auf solche Summen.

Die „Blue Card“ könnte jedoch das 
Vorbild für ein Fachkräftezuwande-
rungsgesetz sein – für eine „Blue Card 
light“. Wichtig ist, dass die Regierung 
gemeinsam mit der Wirtschaft klar 
sagt, in welchen – auch nichtakademi-
schen – Berufen arbeitskräfte gesucht 
und welche Kompetenzen gefordert 
werden. Zugleich sollten wir in Län-
dern wie Indien, China oder den USa, 
aus denen schon bisher die meisten 
„Blue Card“-einwanderer kommen, 
den neuen mitbürgern Sprachkurse 
anbieten, um ihnen hier die einarbei-
tung und das einleben zu erleichtern. 

Das neue Gesetz böte zudem die 
Chance für eine altfallregelung: ein bei 
Inkrafttreten des Fachkräftezuwande-
rungsgesetzes bereits gut ausgebilde-
ter, integrierter und Steuern zahlender 
Flüchtling soll bleiben können. Lassen 
wir also potenzielle Fachkräfte zu uns 
kommen – und behalten wir diejenigen 
hier, die am Stichtag bereits alle an-
forderungen erfüllen. •

Von Hugo Müller-Vogg 

Hugo Müller-Vogg ist freier 
Journalist und Buchautor. Von 1988 
bis 2001 war er mitherausgeber der 
Frankfurter allgemeinen Zeitung. 
Twitter.com/hugo-muellerVogg
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Um den Infrastrukturausbau in 
Deutschland effi zienter und schnel-
ler durchzuführen, hat das Bundes-
kabinett im Juli den entwurf für ein 
Gesetz zur Beschleunigung von 
Planungs- und Genehmigungs-
verfahren im Verkehrsbereich be-
schlossen. ein wichtiger Punkt des 
entwurfs ist es, Doppelprüfungen zu vermeiden und 
Schnittstellen zu reduzieren. Konkret heißt das, dass 
anhörungs- und Planfeststellungsbehörden beim eisen-
bahn-Bundesamt gebündelt werden sollen. Insgesamt 
sollen anhörungs- und Genehmigungsverfahren effi zi-
enter werden. In bestimmten Fällen soll bereits vor der 
Genehmigung einer Behörde mit dem Bau begonnen 
werden können. auch mehr Transparenz und Digitali-
sierung bei der Bürgerbeteiligung schlägt der entwurf 
vor, sodass zum Beispiel alle Planungsunterlagen eines 
Bauvorhabens im Internet veröffentlicht werden sollen. 

Ist der Traum vom eigenheim in Deutsch-
land noch fi nanzierbar? antworten gibt 
der Postbank Wohnatlas, für den das 
hamburger WeltWirtschaftsInstitut 
(hWWI) die Immobilienmärkte in 401 
kreisfreien Städten und Landkreisen 
 untersucht hat. Die Studie zeigt, was der 
Wohnungskauf monatlich kostet – und  
wo die Raten im Rahmen bleiben. So 
kann bei einer Tilgungsdauer von knapp 
20 Jahren in 186 Städten und Landkreisen, 
also fast der hälfte aller Regionen, eine 
70-Quadrat meter-Wohnung mit einer mo-
natlichen Belastung von unter 500 euro 
erworben werden. Steigert man den 
monatlichen Betrag auf bis zu 750 euro, ist 
die Wohnung sogar in 324 der 401 Regio-
nen nach knapp 20 Jahren abbezahlt. Nur 
in 25 Städten und Kreisen, also in sechs 
Prozent aller untersuchten Regionen, wer-
den bei knapp 20 Jahren Tilgungsdauer 
mehr als 1.000 euro monatlich fällig. 

Der Begriff stammt aus dem Lateinischen („Indem-
nitas“) und bedeutet so viel wie „Schadlosigkeit, 
Schadloshaltung“. Nach art. 46 I des Grundgesetzes 
darf kein abgeordneter zu keiner Zeit wegen einer 
äußerung oder abstimmung im Parlament oder 
einem seiner ausschüsse gerichtlich oder dienst-
lich verfolgt oder sonst außerhalb des Bundes- oder 
Landtags zur Verantwortung gezogen werden. Das 
gilt auch für die Zeit nach ende des mandats. Indem-
nität garantiert, dass abgeordnete frei entscheiden 
können, ohne Konsequenzen fürchten zu müssen. 
Die Redefreiheit indes ist nicht unbegrenzt. abge-
ordnete dürfen sich nicht verleumderisch, beleidi-
gend oder diskriminierend äußern, dann entfällt der 
Schutz. Im Gegensatz zur Strafverfolgung (Immuni-
tät) kann die Indemnität als Recht eines abgeordne-
ten nicht vom Parlament aufgehoben werden.

der 
Politik-Insider

LEXIKON

Indemnität

Mehr Tempo beim
Infrastrukturbau

Lasst Fachkräfte 
zu uns kommen!

Wohnatlas 2018: Niedrige Zinsen = 
kostengünstige Kreditraten

MIt:FaKTeN
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Der Fachkräftemangel in Deutschland hemmt laut 
einer Studie des Instituts der deutschen Wirt-
schaft (IW) das Wachstum der Wirtschaft. Derzeit 

fehlen dem IW zufolge rund 440.000 qualifi zierte arbeits-
kräfte am Jobmarkt, Tendenz steigend. „Wenn die Unter-
nehmen diesen Fachkräftebedarf decken könnten, würde 
die Wirtschaftsleistung in Deutschland um bis zu 0,9 Pro-
zent oder rund 30 milliarden euro höher ausfallen“, heißt 

es in der Studie. auch der Deutsche Industrie- und han-
delskammertag (DIhK) prognostiziert in seinem aktuellen 
arbeitsmarktreport, dass hierzulande rund 1,6 millionen 
Stellen längerfristig nicht besetzt werden können. 

Junge talente stark umworben
Die Wirtschaft kennt das Problem schon länger, mögliche 
Lösungen gibt es viele: Neben der anwerbung von quali-
fi zierten arbeitsmigranten sollen gut qualifi zierte Frauen 
nach der Babypause schneller in den Job zurückkehren, 

ZukunFt Der arBeit

Acht Stunden 
waren gestern
Die Arbeitswelt befi ndet sich in einem radikalen Umbruch. Die deutsche 
Bevölkerung altert und schrumpft. Den Unternehmen fehlen die Fachkräfte 
und die Fachkräfte verlangen mehr Flexibilität. Die Bundesregierung hat 
das Problem erkannt, doch tut sie genug?

ältere mitarbeiter länger im Betrieb bleiben. Und: Junge 
Nachwuchstalente werden umworben wie nie. 

Denn gerade die Jungen sind es, die experten zufolge 
den anforderungen der arbeitswelt 4.0 am ehesten ge-
wachsen sein werden. Die fortschreitende Digitalisierung 
bringt einen tiefgehenden Wandel: maschinen kommuni-
zieren miteinander, abläufe in Unternehmen lassen sich 
per mausklick steuern und kontrollieren, die Digitalisie-

rung schafft eine Vernetzung von 
arbeits-, herstellungs- und Liefer-
prozessen in bisher nicht gekanntem 
ausmaß. Betriebsinterne abläufe 
werden effi zienter, die Fehlerquote 
soll sinken. Viele Industriezweige 
setzen auf „denkende“ maschinen, 
Zahnkronen werden im Labor von 
3-D-Druckern gefertigt, neue In-
ternet-Kaufhäuser entstehen, die 
inhabergeführten Geschäften neue 
marktchancen eröffnen. 

Für den mittelstand bedeutet das, dass langfristig 
immer weniger ungelernte arbeitskräfte benötigt werden. 
Denn Roboter übernehmen komplizierte manuelle Tätig-
keiten und arbeiten dem menschen zu. Wo Roboter zum 
einsatz kommen, da entstehen arbeitsplätze mit mehr 
Verantwortung und komplexeren aufgaben. 

Spagat zwischen Flexibilität und Stabilität
Was aber macht die Belegschaft von morgen aus? „Sie re-
präsentiert zunehmend unterschiedliche Lebensformen 

„Ziel dieses Gesetzes muss es sein, den 
Unterschied zwischen Asylrecht und echter 
Fachkräftezuwanderung herauszuarbeiten.“

Jana Schimke, Co-Vorsitzende der MIt-Kommission 
 Arbeit und Soziales
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„Brücken 
schlagen, damit 
die Anliegen
unserer 
Mitglieder
in der Politik
ankommen.“

Thomas Hetz,
Hauptgeschäftsführer
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und Wertvorstellungen“, sagt markus Gunnesch von der 
Beratungsgesellschaft Kienbaum. „Starre hierarchien und 
fest zugeordnete Projektstrukturen werden zusehends für 
moderne Führungskulturen geöffnet und treffen auf fl exi-

ble Netzwerkstrukturen in fl achen hierarchien.“ Das heißt: 
arbeitnehmer verlangen mehr Flexibilität, auch in Bezug 
auf arbeitszeiten und -orte. Unternehmen, die ihren mit-
arbeitern angebote machen wie home-Offi ce, Vertrau-
ensarbeitszeit oder auch Gesundheitsangebote werden es 
leichter haben, fähige mitarbeiter zu fi nden. Und „fähig“ 
bedeutet in Zukunft nicht nur, Digitalkompetenzen mitzu-
bringen, sondern auch ein Verständnis dafür zu entwickeln, 
welche Dienstleistungen künftig digital erledigt und dele-
giert werden können. 

Regierung hadert mit Flexibilisierung
Und wie reagiert die Politik? mit der 2017 eingeführten 
Flexi-Rente trägt die Bundesregierung diesem grundlegen-
den mentalitätswandel bereits Rechnung. Der aktuelle Ko-
alitionsvertrag von Union und SPD sieht jedoch deutliche 
einschränkungen im arbeitsrecht für arbeitgeber und na-
hezu keine Flexibilisierung bei den arbeitszeiten vor. Zwar 
konnte auch auf Druck der mIT eine vollständige abschaf-
fung der sachgrundlosen Befristung von arbeitsverträgen 
verhindert werden. „Dennoch soll dieses wichtige arbeits-
marktpolitische Instrument stark eingeschränkt werden“, 
bedauert Jana Schimke, CDU-Bundestagsabgeordnete und 
Co-Vorsitzende der mIT-Kommission arbeit und Soziales.

absurd: Was künftig für die Wirtschaft gelten soll, 
nimmt die Bundesregierung in ihren eigenen ministerien 

offenbar selbst nicht so genau. Im Juni beschäftigte die 
Regierung nach eigenen angaben rund 7.900 mitarbeiter 
mit befristeten arbeitsverträgen, ohne einen konkreten 
Sachgrund dafür zu nennen. Und der Staat hat sich darüber 

hinaus ein besonders Privileg gegönnt: 
es gibt für öffentliche einrichtungen den 
Sonder-Befristungsgrund des haushalts-
vorbehalts. Damit hat der öffentliche 
Dienst als arbeitgeber einen deutlich 
höheren anteil befristeter Beschäftigter 
als die Wirtschaft.

ein weiterer großer hinderungsgrund 
für Flexibilität ist das veraltete arbeits-
zeitrecht. mIT-arbeitsmarktexpertin 
Jana Schimke: „Sowohl die arbeitgeber 

als auch viele ihrer arbeitnehmer hätten gerne mehr Fle-
xibilität, die das Gesetz aber nicht zulässt.“ Jeder, der sei-
nen mitarbeitern erlaube, früher nach hause zur Familie zu 
gehen, wenn die restlichen e-mails abends von zu hause 
noch beantwortet würden, verstößt gegen das arbeitszeit-
gesetz. Und der Koalitionsvertrag sehe nur eine mini-Öff-
nung vor: in „experimentierräumen“ und dann auch nur 
beschränkt auf Unternehmen, die tarifgebunden sind. Jana 
Schimke hält das für falsch: „Damit würden genau die, die 
Flexibilität am meisten bräuchten, benachteiligt: kleine 
mittelständler und Startups sind im Regelfall nicht tarifge-
bunden.“ Der Koalitionsvertrag sehe damit eine Privilegie-
rung für gewerkschaftlich organisierte Großunternehmen 
vor. Das gehe aber an der Lebenswirklichkeit und am Be-
darf in Deutschland vorbei.

Immerhin könnte bald mit dem geplanten Fachkräftezu-
wanderungsgesetz (siehe auch Seite 8) Bewegung auf den 
arbeitsmarkt kommen. Innenminister horst Seehofer (CSU) 
hat bereits erste eckpunkte vorgelegt. „Ziel dieses Geset-
zes muss es sein, den Unterschied zwischen asylrecht und 
echter Fachkräftezuwanderung herauszuarbeiten“, sagt 
Jana Schimke. „es muss uns gelingen, die Fachkräfte nach 
Deutschland zu locken, die wir auch wirklich benötigen.“ •

Sabine Hense-Ferch
Freie Journalistin

„Sowohl die Arbeitgeber als auch viele 
ihrer Arbeitnehmer hätten gerne mehr Flexi­
bilität, die das Gesetz aber nicht zulässt.“

Jana Schimke, Co-Vorsitzende der MIt-Kommission 
 Arbeit und Soziales



mittelstandsmagazin 04|18    13

Fo
to

s:
 a

do
be

.S
to

ck
.c

om

12    

MIt:Thema

Der Tag von Landwirtin Kathrin 
Seeger beginnt um 7 Uhr – 
aber in den meisten Fällen 

nicht bei den Tieren oder in der Natur, 
sondern hinter ihrem Schreibtisch. 
Denn um ihren Landwirtschaftsbetrieb 
zu finanzieren, muss sie sich täglich mit 
viel Papierkram herumschlagen. Doku-
mentationen ihrer Düngeroutine gehö-
ren genauso dazu wie seitenlange An-

Gemeinsame Europäische Agrarpolitik

EU-Subventionen: 
Weniger für mehr?

träge, die sie bei der EU für finanzielle 
Unterstützung stellt. Den Sonnenauf-
gang mit den Tieren erleben, die frische 
Landluft bei der ersten Tasse Kaffee 
genießen und viel Zeit in der Natur auf 
den Feldern verbringen – diese roman-
tisierte Vorstellung passt schon lang 
nicht mehr zum Arbeitsalltag einer 
Landwirtin in Deutschland. Zehn Mitar-
beiter beschäftigen Seeger und ihr 

Mann auf dem gemeinsamen Hof in 
Otzberg in Hessen. Der Betrieb liegt 
seit Jahrzehnten in Familienhand und 
auch Seegers ältester Sohn ist bereits in 
der Ausbildung zum Landwirt. Seeger 
und ihre Mitarbeiter betreiben Schwei-
nehaltung und Ackerbau auf einer Flä-
che von insgesamt 400 Hektar. Beson-
ders während der Erntezeit sind die 
Seegers auf jede Hilfe angewiesen. 

Im Juni hat die EU-Kommission Vorschläge zur neuen Ausgestaltung der Gemein-
samen Europäischen Agrarpolitik (GAP) vorgelegt. Vor allem mittelständische 
Landwirtschaftsbetriebe kritisieren die Vorschläge massiv. Statt die GAP bürokra-
tisch zu verschlanken, wurden sogar zusätzliche Regelwerke vorgeschlagen. Und 
es soll weniger Geld für die Landwirte geben. 
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„Dann müssen wir den Papierkram 
auch mal liegen lassen und mit aufs 
Feld“, sagt die Landwirtin, die auch 
MIT-Mitglied ist und sich in der Land-
wirtschaftskommission auf Bundese-
bene engagiert. 

Aktuell wird Seegers Arbeitsalltag 
von Nachrichten aus Brüssel über-
schattet. Im Juni hat die EU-Kommis-
sion Vorschläge zur neuen Ausgestal-
tung der Gemeinsamen Europäischen 
Agrarpolitik (GAP) für den mehrjäh-
rigen Finanzrahmen 2021 bis 2027 
vorgelegt. Die GAP der EU beinhaltet 
zentrale Vorgaben und Finanzierun-
gen von Maßnahmen in der Landwirt-
schaft. Hintergrund der GAP ist das 
Interesse der EU-Mitgliedsstaaten, 
eine gemeinsame Politik für einen 
Sektor zu gestalten, der die Nah-
rungsmittelversorgung sichert, Um-
weltschutz unterstützt und bei der 
wirtschaftlichen Entwicklung länd-
licher Räume hilft. Trotzdem hat die 
GAP nach ihrer Einführung Ende der 
1950er Jahre den tief greifenden Struk-
turwandel der Landwirtschaft in den 
letzten Jahrzehnten nicht aufhalten 
können. Die Zahl landwirtschaftlicher 
Betriebe ging stark zurück und gleich-
zeitig wurden die verbleibenden Be-
triebe größer und produktiver. Durch 
diesen Strukturwandel begann die EU 

2003, Direktzahlungen an Landwirte 
von der Produktionsleistung ihrer Be-
triebe zu entkoppeln, um auch kleine 
und mittelständische Landwirte zu 
unterstützen. 

Die zwei Säulen der GAP
Insgesamt stehen für die Agrarför-
derung in Deutschland von 2014 bis 
2020 jährlich rund 6,2 Milliarden Euro 
an EU-Mitteln zur Verfügung. Diese 
Fördermittel verteilen sich auf zwei 
Säulen. Die Direktzahlungen an die 
Landwirte finanzieren sich aus der ers-
ten Säule. Dafür erhält Deutschland 
aktuell jährlich rund 4,85 Milliarden 
Euro von der EU. Die Direktzahlungen 
werden je Hektar landwirtschaftlicher 
Fläche berechnet. Diese Zahlungen 
machen im Durchschnitt rund 40 Pro-
zent des Einkommens der Betriebe 
aus. Die erste Säule beinhaltet außer-
dem Direktzahlungen im Kontext des 
sogenannten „Greenings“. Um diese 
Zahlungen zu erhalten, müssen Land-
wirte beispielsweise Auflagen zum 
Klima- und Umweltschutz erfüllen. 
Die zweite Säule der GAP besteht aus 
gezielten Förderprogrammen für die 
nachhaltige und umweltschonende 
Bewirtschaftung und die ländliche 
Entwicklung. Für diese Säule stehen 
in Deutschland jährlich rund 1,3 Milli-

Digitalisierung in der 
Landwirtschaft 

Anders als viele denken, gehört die 
Landwirtschaft zu den Branchen, die 
in Sachen Digitalisierung ganz vorne 
mit dabei sind. Voraussetzung für den 
Einsatz digitaler Hilfsmittel ist eine 
stabile und schnelle Internetverbin-
dung. Deshalb wird es immer wichti-
ger, den Breitbandausbau auch in den 
ländlichen Räumen voranzutreiben. 
Denn die Digitalisierung kann den Ar-
beitsalltag in der Landwirtschaft deut-
lich effizienter gestalten. Dazu gehö-
ren zum Beispiel Futtermanagement- 
Softwares wie Fodjan. Gegründet hat 
das Unternehmen MIT-Mitglied Cars-
ten Gieseler. Mit der App kann der 
Landwirt seine derzeit gefütterte Ra-
tion nach verschiedenen Kriterien, wie 
Futtergesundheit, Milchleistung und 
Kosten/Nutzen dokumentieren. Aus-
gehend von den eingegebenen Daten 
schlägt die App im Anschluss vor, ob 
der Landwirt seine Tiere zum Beispiel 
gesünder füttern sollte oder Kosten 
einsparen kann. Nicht nur Apps gehö-
ren schon bei vielen Landwirten zum 
Arbeitsalltag, sondern zum Beispiel 
auch intelligente Erntemaschinen, die 
sofort den Ertrag ermitteln können 
oder automatisch die Grenze des ab-
zuerntenden Feldes erkennt.

1995	 1999	 2003	 2007	 2010	 2013	 2016	 2017

587.744

471.960
420.697

374.514

299.134 285.000 275.392 269.800*

Landwirtschaftliche Betriebe in Deutschland
Zahl der Betriebe

*�Schätzung 
Deutscher 
Bauernverband
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arden euro an eU-mitteln zur Verfü-
gung, die mit zusätzlichen nationalen 
mitteln kofi nanziert werden müssen. 
Durch den austritt Großbritanniens 
aus der eU fehlen im neuen eU-haus-
halt rund 14 milliarden euro. Deshalb 
wird auch bei den agrarsubventionen 
gespart. agrar- und Kohäsionsfonds 
sollen jeweils um fünf bis zehn Pro-
zent verkleinert werden. 

Jetzt schlägt die eU-Kommission 
vor, die Direktzahlungen an Land-
wirte ab 60.000 euro zu kürzen und 
Zahlungen über 100.000 euro je Be-
trieb zu deckeln. Laut eU-Kommission 
soll dadurch eine gerechtere Vertei-
lung der Zahlungen sichergestellt 
werden. Kleine und mittlere Betriebe 
sollen eine höhere Unterstützung je 
hektar erhalten. eine Zahl nannte die 
eU-Kommission in diesem Zusam-
menhang noch nicht. Die eU-Kommis-
sion schlägt außerdem vor, dass Land-
wirte künftig eine Strategieplanung 
mit einer evaluierung ihrer arbeit und 
entsprechenden Berichten vorlegen 
sollen, um weiterhin Direktzahlun-
gen in anspruch zu nehmen. Kathrin 
Seeger soll also noch mehr Zeit hinter 
ihrem Schreibtisch verbringen. „Diese 
Vorschläge sind praxisfremd und rea-
litätsfern“, sagt sie. Beispielsweise sei 
es ohnehin schon sehr aufwendig, den 
einsatz von Düngemittel oder andere 
Verfahren beim ackerbau zu doku-
mentieren. mit der Strategieplanung 
schlage die eU deshalb ein weiteres 

Bürokratiemonster vor. „außerdem 
weiß ich nicht, wie ich eine Strate-
gie vorlegen soll, wenn ich keine Pla-
nungssicherheit habe“, sagt Seeger. 
In regelmäßigen abständen würden 
neue Vorgaben aus Brüssel kommen 
und selbst diese werden bei der Um-
setzung in nationales Recht noch mal 
verschärft, was zu einem erheblichen 
Wettbewerbsnachteil innerhalb der eU 

führt. Deshalb müssten die Prozesse 
im Betrieb immer wieder angepasst 
werden. „Wir brauchen Verlässlichkeit 
und Vertraulichkeit“, fordert Seeger. 

Um Bürokratie abzubauen, müss-
ten entschlackung und Vereinfachung 
stattfi nden. Denn trotz digitaler Tech-
nik seien quadratmetergenaue Flä-
chenerfassungen noch immer schwer 
möglich, sagt der Präsident des Deut-
schen Bauernverbandes, Joachim Ruk-
wied. „hier brauchen wir einen größe-
ren Kulanzraum“, sagt er und fordert, 

dass das Kontrollmanagement der eU 
deutlich ausgedünnt werden müsse. 
eine neue GaP müsse den individu-
ellen Bedürfnissen der europäischen 
Bauern entsprechen und gleichzeitig 
umweltpolitische Rahmenbedingun-
gen setzen. „Kappung und Degression 
der Direktzahlungen lehnen wir ab“, 
sagt Rukwied. Wegen der extrem vo-
latilen erträge dürften den Landwirten 
keine mittel gestrichen werden. 

Zahlungen dürfen nicht 
gekürzt werden 
auch Bundeslandwirtschaftsminis-
terin Julia Klöckner (CDU) kritisiert 
einige Vorschläge der eU zur GaP. 
anders als die eU-Kommission sieht 
Klöckner die verpfl ichtende Kappung 
der Direktzahlungen bei 100.000 euro 
nicht als geeignetes Instrument an. 
„Ich kann mir kaum vorstellen, dass 
wir hier ohne änderungen mitgehen 
können“, so die ministerin. Die an-
wendung der Kappung sollte den mit-
gliedsstaaten freigestellt sein. außer-
dem sieht Klöckner Diskussionsbedarf 
bei der Vereinfachung der GaP. „es 
kann nicht sein, dass unsere Bauern 
mehr Zeit am Schreibtisch als auf ihren 
Feldern verbringen“. hinzu komme, 
dass von den Landwirten mehrleistun-
gen für die Gesellschaft erwartet wer-
den, die sie zusätzlich stemmen müss-
ten. „Deshalb müssen wir Landwirte, 

„Es kann nicht sein, dass unsere Bauern 
mehr Zeit am Schreibtisch als auf ihren 
Feldern verbringen.“
 Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner

Ein digitales Steuermodul angebracht 
an einer Landmaschine. Dieses Gerät 

ist auf den Feldern schon häufig im 
Einsatz.
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die die zusätzlichen gesellschaftlichen 
anforderungen an Umwelt- und Na-
turschutz erfüllen, die über ihr wirt-
schaftliches Betriebsinteresse hinaus-
gehen, auch fi nanziell unterstützen“, 
sagte Klöckner im Interview mit dem 
mittelstandsmagazin auf Seite 17. 

Die für Landwirtschaft zuständige 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
und Vorsitzende der mIT-Landwirt-
schaftskommission, Gitta Conne-
mann, sieht die Vorschläge zur GaP 
ebenfalls kritisch: „Landwirte können 
nicht immer mehr aufgaben erfüllen 
mit immer weniger Geld.“ Die einfüh-
rung einer Obergrenze bei den Di-
rektzahlungen kritisiert Connemann 
massiv. Im Grunde sei es richtig, die 
Zielgenauigkeit der Direktzahlungen 
zu verbessern. Denn bislang erinnere 
das System an eine Gießkanne, von 

der auch holdings profi tieren würden, 
die mit der Landwirtschaft nichts zu 
tun hätten. aber diese Verbesserung 
sollte den mitgliedsstaaten überlassen 
werden. „Die Förderung über die GaP 
muss den in der Region verwurzelten 
Landwirten zu Gute kommen und 

nicht den hedge-Fonds, die Boden als 
reines Renditeobjekt sehen.“ auch in 
der mIT-Landwirtschaftskommission 
steht die Diskussion über die GaP auf 
der agenda. 

auf ministerin Klöckner und die 
mIT-Landwirtschaftskommission hofft 
auch Josef aschenbroich. Der Land-
wirt aus Langenfeld im Rheinland 
führt einen ackerbaubetrieb mit Le-
gehennen-haltung und kämpft vor 
allem mit einem Widerspruch: „Beim 
Verkauf unserer Produkte gilt der raue 
Weltmarkt mit seinen Dumpingprei-
sen, und auf der anderen Seite haben 

wir höchste europäische und deutsche 
Produktionsstandards.“ Deshalb seien 
die ausgleichszahlungen an die Land-
wirte unerlässlich. auch angesichts 
der aktuell desaströsen ernte werde 
deutlich, wie wichtig die Zahlungen 
in ungekürzter höhe gerade in Zeiten 
des Klimawandels seien. hinzu kommt 
auch, wie bei Landwirtin Kathrin See-
ger, die wachsende Bürokratiebelas-
tung. „Ob Düngeverordnung, Pfl an-
zenschutzgesetz, agrarantrag, oder 
arbeitsgesetzgebung – alle verlangen 
immer neue aufzeichnungspfl ichten“, 
sagt mIT-mitglied aschenbroich. Denn 
nicht selten kommen zu den eU-Ver-
ordnungen noch nationale Regeln 
hinzu. „Wir brauchen in Deutschland 
wieder mehr Vertrauen für unser Tun“, 
sind sich aschenbroich und Seeger 
einig. Denn ohne dieses Vertrauen 
entfernt sich ihr Beruf immer mehr 
von seiner eigentlichen aufgabe, näm-
lich Nahrungsmittel gut und zuverläs-
sig zu produzieren. Genau das sollte 
die ausgangslage für die weitere Dis-
kussion über die GaP sein.  •

„Wir brauchen in Deutschland wieder 
mehr Vertrauen für unser Tun.“
 Josef Aschenbroich, Landwirt und MIt-Mitglied

Katharina-Luise Kittler
Redakteurin
kittler@mit-bund.de

Direktzahlungen für die 
Landwirtschaft

Förderung der ländlichen 
Entwicklung

Zweck: 
Landwirte direkt unterstützen

   Wettbewerbsausgleich auf dem 
europäischen Agrarmarkt

Finanzierung: 
Mittel kommen ausschließlich aus 
dem EU-Haushalt

Zweck: 
Zukunft des ländlichen Raums 
gestalten und unterstützen

   Finanzielle Mittel an Landwirte, 
Unternehmen, Kommunen, Verbände u. a.

Finanzierung: 
Mittel kommen aus dem EU-Haus-
halt und nationalen Haushalten

Die zwei Säulen der GAP
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Als Winzertochter kennt sich 
Landwirtschaftsministerin 
Julia Klöckner mit Belangen 
des Mittelstands aus. Im 
Gespräch mit Mittelstands-
magazin-Chefredakteur 
Thorsten Alsleben spricht 
die CDU-Vizechefi n über 
Werbe verbote, Zuckersteuer, 
Stall einbrüche von NGOs 
und die Marktwirtschaft in 
der Landwirtschaft. 

InterVIeW MIt JuLIA KLÖCKner 

„Man sollte den Verbrauchern
nicht alles vorschreiben“
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Frau Ministerin, viele unserer Leser treibt das 
Agieren mancher Nichtregierungsorganisatio­
nen – NGOs – um. Gerade Tierhalter sind damit 

konfrontiert, dass NGOs bei ihnen in die Ställe einbre­
chen, um angebliche Skandale aufzudecken. Sind Sie da 
auf der Seite der Tierschützer oder der Tierhalter?
Julia Klöckner: Tierhalter sind in der Regel auch Tierschüt-
zer, weil sie mit und von ihren Tieren leben und den Betrieb 
auch weitergeben wollen. Und wer glaubt, dass ein Stall
einbruch nach dem Motto „der Zweck heiligt die Mittel“ 
eine Bagatelle ist, der macht Tür und Tor auf für selbster-
nannte „Bürgerpolizisten“. Selbst wenn der Verdacht der 
Nicht-Einhaltung des Tierschutzgesetzes besteht, sind die 
staatlichen Behörden gefragt. Die Kontrolle der Einhaltung 
der gesetzlichen Regelungen ist Sache der Länder. Wir 
brauchen ganz klar in allen Bundesländern ein gleicherma-
ßen gutes und wirksames Kontrollsystem. Wenn es Lücken 
gibt, müssen sie geschlossen werden. Tiere sind Mitge-
schöpfe und keine leblose Ware. Und wer gegen den Tier-
schutz verstößt, der muss auch mit harten Strafen rechnen. 
Und das ist auch richtig. Alles andere wäre Selbstjustiz, die 
wir nicht wollen. 

Muss man NGOs wie die Deutsche Umwelthilfe nicht 
auch ein bisschen kritischer ansehen, zum Beispiel wer sie 
finanziert? Solche Organisationen erheben sich oft selbst 
zum Anwalt für Verbraucher oder die Allgemeinheit, ob­
wohl sie damit gar nicht beauftragt wurden.
Wir sollten nicht pauschalisieren. Viele NGOs haben ge-
sellschaftliche Debatten und Entscheidungen vorange-
bracht, sind unbequem, keine Frage. Aber nicht jede NGO 
ist unantastbar, es gibt viele mit einem dahinterstehenden 
Geschäftsmodell unter dem Deckmantel des vermeintlich 
Guten. Und einige halten sich nicht an die Standards, die 
sie von anderen einfordern. Zum Beispiel Transparenz bei 
der Finanzierung und Mittelverwendung. 

Im Koalitionsvertrag gibt es keine Forderung nach 
einem Tabakwerbeverbot, trotzdem kommt die Diskus­
sion immer wieder hoch. Kommt das Verbot nun doch?
Rauchen ist nicht gesund. Und die Krankheiten infolge des 
Rauchens sind massiv. Vor allem, wenn man in jungen Jah-
ren mit dem Rauchen beginnt, hat das erhebliche Auswir-
kungen. Nicht nur für den Einzelnen, sondern für die ge-
samte Volkswirtschaft und das Gesundheitssystem. Die 
Verbraucher sind aufgerufen, ihre Entscheidungen reflek-
tiert und eigenverantwortlich zu treffen. Man sollte den 
Verbrauchern als Staat aber nicht alles vorschreiben. Auch Fo
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wenn ein Produkt gesundheitsschädlich ist, wird es immer 
Menschen geben, die trotz besseren Wissens zugreifen. Ob 
es beim Werbeverbot Veränderungen gibt, hängt davon ab, 
ob die Koalitionäre das gemeinsam wollen. 

Beim Zucker gibt’s auch die Debatte, ob man wie in 
Großbritannien den Verkauf stärker besteuern sollte. 
Kein Verbot, kein Werbeverbot, aber höhere Steuern? 
Deutschland hat im wahrsten Sinne des Wortes ein zuneh-
mendes Problem mit Über-und Fehlernährung. Es gibt 
immer mehr Kinder mit Adipositas – das ist alarmierend. 
Ob eine Steuer auf einen einzelnen Inhaltsstoff hilft, be-
zweifle ich. Ich bin für eine Gesamtstrategie und gegen 
kurzfristige Maßnahmen, die vielleicht auf den ersten  
Blick gut klingen – aber eher Symbolcharakter haben. Eine 
Steuer ist ja kein Selbstzweck. Selbst wenn sich die Zucker-
aufnahme durch ein Produkt reduziert, heißt das nicht au-
tomatisch, dass sich die Gesamtzuckeraufnahme oder Ge-
samtkalorienzahl reduziert, dass sich die Bürger danach 
besser und ausgewogener ernähren. Ein Beispiel: Däne-
mark hatte eine Fettsteuer eingeführt und sie wieder zu-
rückgenommen. Was bringt es mir, wenn ich beispielsweise 
einen Fettanteil in einem Produkt verringere und man be-
wirbt ihn mit nur 0,1 Prozent Fett, aber dann sind 30 
Gramm Zucker drin? Was wir brauchen, ist die Reduzierung 
der Gesamtkalorienzahl in Fertigprodukten. An einer ent-
sprechenden Reduktions- und Innovationsstrategie arbeite 
ich zusammen mit der Ernährungswirtschaft und den Ver-
braucher- und Gesundheitsvertretern. Ferner brauchen wir 
eine breitere Ernährungsbildung von Kindesbeinen an und 

MIt:Interview
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besseres essen in Kita, Schule oder Betrieb, damit die ge-
sunde Wahl zur leichten Wahl wird. Jede Unterstützung bei 
der Umsetzung dieser ganzheitlichen Strategie ist uns 
herzlich willkommen. 

Auf EU­Ebene wird gerade eine Richtlinie zu unfairen 
Handelspraktiken im Lebensmittelhandel geplant. Es 
geht darum, Landwirte und Lebensmittelproduzenten 
gegenüber dem Handel zu stärken. Der Handel sagt, 
das sei ein Eingriff in die Vertragsfreiheit. Die Lebens­
mittelproduzenten dagegen beklagen, dass sie von 
marktdominanten Handelsketten unfair behandelt 
würden. Auf welcher Seite stehen Sie da?
es gibt nicht den handel. es gibt ganz unterschiedliche 
handelspraktiken. Wenn ein handelsunternehmen dem 
Lebensmittelproduzenten die Rechnungen erst nach 90 
Tagen oder mehr bezahlt, selbst aber die Ware längst ver-
kauft und das Geld eingenommen hat, dann ist das nicht in 
Ordnung. Gerade große Lebensmittelketten haben natür-
lich eine marktmacht, der die Bauern nicht auf augenhöhe 
gegenüberstehen. Landwirte stehen als Primärerzeuger 
und Rohstoffl ieferanten am Beginn der Wertschöpfungs-
kette. Ich habe die Beteiligten zu einem Runden Tisch ein-
geladen, um über Probleme und Klagen zu sprechen. am 
ende sitzen doch alle in einem Boot.

Zu Brüssel: Wir haben in Deutschland bereits Rechts-
vorschriften zur Bekämpfung von unlauteren handelsprak-
tiken, aber das ist nicht in allen mitgliedstaaten der eU der 
Fall. Dennoch passen nicht alle Brüsseler Vorschläge in 
unser bestehendes deutsches Rechtssystem.

mittelstandsmagazin 04|18    19
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„Eine Volkspartei hat 
verschiedene Flügel, aber es 
sollte zu keinen Lagerkämpfen 
unterein ander kommen. Statt 
abgrenzende Gruppen zu 
bilden, sollten wir uns in der 
Sache auseinan der setzen.“

MIt:INTeRVIeW
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Bleiben wir bei Europa. Es wird gerade die gemeinsame 
europäische Agrarpolitik reformiert, es geht um  
Milliardensubventionen. Wer werden am Ende die 
Gewinner und wer die Verlierer sein?
Gewinner sollten wir alle sein. Erst einmal ist es im Inter-
esse der europäischen Verbraucher, eine starke, zukunfts-
fähige und nachhaltige Lebensmittelproduktion in der EU 
zu haben. Deshalb müssen wir Landwirte, die die zusätzli-
chen gesellschaftlichen Anforderungen an Umwelt- und 
Naturschutz erfüllen, die über ihr wirtschaftliches Betrieb-
sinteresse hinausgehen, auch finanziell unterstützen. 
Sonst werden sie im Weltmarkt nicht wettbewerbsfähig 
bleiben. Denn andere Produzenten außerhalb Europas 
haben bei weitem nicht die kostentreibenden Produktions-
auflagen wie unsere heimischen Bauern. Die europäische 
Agrarpolitik wird in Zukunft noch stärker an den Belangen 
des Umwelt-, Natur- und Klimaschutzes ausgerichtet. 

Kommen wir zur Kehrseite der Subventionen. Wir versu­
chen gerade im anderen Kontext über Fluchtursachen 
zu reden. In Afrika haben viele Landwirte kein Ver­
ständnis dafür, dass in Europa Produkte hochsubventi­
oniert werden und dann billig dem afrikanischen Markt 
zugeführt werden.
In Deutschland sind die Direktzahlungen für die Landwirte 
von der landwirtschaftlichen Produktion „entkoppelt“, das 
heißt, sie werden unabhängig vom Produkt je Hektar land-
wirtschaftlicher Fläche und der produzierten Menge ge-
währt. Die Direktzahlungen dienen der Einkommens- und 
Risikoabsicherung. Es wird damit aber auch das abgegol-
ten, was an Mehrleistungen für die Gesellschaft erwartet 
wird. Das heißt, Landwirte erhalten Geld, weil sie höhere 
europäische Standards erfüllen, zum Beispiel Umwelt-
schutzstandards. Wir hätten ja ansonsten eine Wettbe-
werbsverzerrung, da man in anderen Kontinenten ohne die 
Auflagen produzieren kann, die Landwirte hier erfüllen 
müssen. Zielländer der deutschen Exporte sind vor allem 
kaufkräftige, wachstumsstarke Märkte und nicht die am 
wenigsten entwickelten Länder. Die Zahlen bestätigen 
dies: Im Ergebnis exportieren wir zwei Prozent aller deut-
schen Agrarprodukte in den afrikanischen Markt, aber im-
portieren 3,7 Prozent aus Afrika.

Sie wollen für Digitalisierung Experimentierfelder 
schaffen und mit Geld unterlegen. Die MIT fordert jetzt, 
diese digitalen Experimentierfelder mit Bürokratie­
abbau zu verknüpfen. Unsere Landwirte haben sich 
beschwert, sie müssten bei der Tierhaltung viermal für 
unterschiedliche Behörden unterschiedliche Formulare 

Julia Klöckner (45) ist stellvertretende CDU-Vorsit-
zende und seit März Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft. Sie wuchs auf einem Weingut im rhein-
land-pfälzischen Guldental auf, arbeitete einige Jahre als 
Lehrerin und als Journalistin, unter anderem als Chefre-
dakteurin eines Weinmagazins. Von 2002 bis 2011 war sie 
Mitglied des Deutschen Bundestages, zuletzt als Parla-
mentarische Staatssekretärin im Bundeslandwirtschafts-
ministerium. Danach wechselte Sie als CDU-Spitzen- 
kandidatin nach Rheinland-Pfalz, wo sie bis zu ihrer 
Vereidigung als Bundeslandwirtschaftsministerin CDU- 
Fraktionsvorsitzende im Landtag war. 
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online ausfüllen. Das könnte man doch digital vernet­
zen und der Landwirt müsste nur einmal alles eingeben?
Richtig. Digitalisierung kann zum Beispiel bei der Vereinfa-
chung des meldesystems helfen. Plattform und Datenhoheit 
müssen noch geklärt werden. Zudem hat der Staat Daten, 
zum Beispiel über den Boden, die den Landwirten kostenlos 
zur Verfügung gestellt werden sollten. Digitalisierung ist 
beispielsweise mit dem melkroboter schon in manchen Kuh-
stall eingezogen. Bodensensoren und vernetzte maschinen 
machen Präzisionslandwirtschaft möglich, um Pfl anzen-
schutzmitteleinsätze zu reduzieren, ihre auftragung effi zi-
enter vorzunehmen, um Daten zwischen aussaat und ernte 
abzugleichen, um Schädlinge früher zu erkennen. So können 
wir die Pfl anzung, Düngung, Unkraut- und Schädlingsbe-
kämpfung viel passgenauer gestalten.

Konkret nochmal zum Thema Bürokratie und verschie­
denen Datenpools. Kann man erwarten, dass da in die­
ser Legislaturperiode etwas passiert, dass also der 
Landwirt in drei Jahren weniger Daten eingeben muss 
als bisher?
Wenn alle mitspielen: ja. Ich werde deshalb experimentier-
felder einrichten, um Vernetzungen und anwendung im 
optimalen Testumfeld zu demonstrieren und weiter zu ent-
wickeln. auch mit Blick auf die ländlichen Regionen. Wir 
wollen uns ansehen, wie in einem Dorf das Thema Digitali-
sierung aussehen kann: von der ackerfurche in die Cloud 

und dann zum lokalen händler. auch geht es um die Lö-
sung der Schnittstellenproblematiken von verschiedenen 
landwirtschaftlichen Gerätschaften auf einem hof. es feh-
len noch notwendige Standardsetzungen, während an-
dere voranschreiten: China will bis 2025 weltweit führend 
sein beim Thema Digitalisierung der Landwirtschaft. Wir 
haben doch eins gelernt: Wer zu lange schläft, wird über-
rannt von Google, apple oder Facebook. Und dann bekla-
gen wir uns über deren marktmacht oder mangelnde Da-
tenschutzstandards. 

Noch eine Frage an die stellvertretende CDU­Vorsit­
zende: Derzeit bilden sich lauter Grüppchen in der CDU 
– Werteunion, Union der Mitte. Wem stehen Sie nah?
eine Gruppe, die für sich exklusiv in anspruch nimmt, für 
„die“ Werte in der Union zu stehen – das führt uns als 
Union nicht gerade zusammen. eine Volkspartei hat ver-
schiedene Flügel, und grundsätzlich muss man eine ge-
wisse Bandbreite auch aushalten – aber es sollte zu keinen 
Lagerkämpfen untereinander kommen. Statt abgrenzende 
Gruppen zu bilden, sollten wir uns in der Sache auseinan-
dersetzen. Spannend wird’s ja, wenn man in die einzelnen 
Themen auch wirklich reingeht. es gibt anhänger, für die 
ist konservativ, an der atomkraft festzuhalten, es gibt 
aber auch mitglieder, die sagen, konservativ ist für mich 
Bewahrung der Schöpfung und deshalb eben keine atom-
kraft. Deshalb sind diese etiketten rechts, links, konserva-
tiv oder progressiv alle nur Platzhalter für eine inhaltliche 
Debatte, die man scheut oder nicht wirklich geführt hat. 
Für mich ist zum Beispiel der einsatz für Recht, Sicherheit 
und Ordnung in unserem Land keine Frage von rechts 
oder links, sondern eine Frage des Standards unseres 
Rechtsstaates. Und wenn ich mich für den ordentlichen 
Umgang mit Tieren, den mitgeschöpfen einsetze, dann ist 
das keine linke Spinnerei, sondern für mich auch auftrag 
aus dem Christlichen heraus.

Kommen wir am Schluss zu der bei uns üblichen Satz­
vervollständigung: Wenn ich mal nicht mehr in der Po­
litik sein werde, wäre mein Traum…?
… gelassen und zufrieden zurückblicken zu können. •

„Gerade große Lebensmittelket­
ten haben natürlich eine Markt­
macht, der die Bauern nicht auf 
Augenhöhe gegenüberstehen.“

MIt:INTeRVIeW
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reForm Der GrunDsteuer

Wird es teurer 
für alle? Die Grundsteuer muss neu 

berechnet werden. Das hat das 
Bundesverfassungs gericht ent-
schieden. Welche Modelle jetzt 
zur Diskussion stehen und für 
wen es teurer werden könnte.

Die Grundsteuer
In Deutschland muss jeder Besitzer 
eines Grundstücks Grundsteuer be-
zahlen. Diese wird auf das eigentum 
sowie die Bebauung von Grundstücken 
erhoben. es handelt sich somit um eine 
Substanzsteuer. Die höhe der Steuer 
ist nicht einheitlich, sondern wird von 
der jeweiligen Stadt oder Gemeinde 
vor Ort festgelegt. mit jährlichen ein-
nahmen von 14 milliarden euro ist die 
Grundsteuer eine der wichtigsten ein-
nahmequellen der Kommunen. Neben 

der Grundsteuer B für unbebaute und 
bebaute Grundstücke und Gebäude 
gibt es noch die Grundsteuer a für 
land- und forstwirtschaftliche Betriebe. 
Das Verfassungsurteil bezieht sich je-
doch auf die Grundsteuer B. 

Die Berechnung
Zunächst legt das zuständige Finanzamt 
einen einheitswert für die Grundstü-

cke in seinem Bereich fest. aus diesem 
einheitswert wird anteilig eine Grund-
steuermesszahl gewonnen, die in West-
deutschland häufi g 3,5 Promille beträgt. 
Im dritten Schritt wird der zu zahlende 
Betrag errechnet, indem die Steuermess -

zahl mit dem individuellen hebesatz der 
Kommune multipliziert wird. Die hebe-
sätze sind in Deutschland sehr unter-
schiedlich und reichen von weniger als 
100 bis mehr als 900 Prozent. 

ein Beispiel: In der Gemeinde al-
tenbeken (Kreis Paderborn), die einen 
hebesatz von 430 Prozent hat, besitzt 
eine Person ein unbebautes Grund-
stück, für welches das Finanzamt den 

einheitswert von 10.000 euro festge-
legt hat. Bei einer anteiligen messzahl 
von 3,5 Promille wären das 35 euro. 430 
Prozent von 35 euro ergeben 150,5 euro. 
Die jährliche Grundsteuer beträgt also 
150,50 euro. Da die abgabe quartals-
weise zu entrichten ist, müssen alle drei 
monate 37,62 euro gezahlt werden.

Das Urteil
Das Bundesverfassungsgericht hat am 
10. april entschieden: Die Bemessung 
der Grundsteuer für Immobilien ist ver-
fassungswidrig („Verstoß gegen den all-
gemeinen Gleichheitssatz“). Die Rich-
ter stießen sich an den einheitswerten, 
die „völlig überholt“ seien und zu „gra-
vierenden Ungleichbehandlungen“ der 
Immobilienbesitzer führten. Denn: Für 
die westlichen Bundesländer werden 
Werte aus dem Jahr 1964, in den östli-
chen Bundesländern aus 1935 zugrunde 
gelegt. eigentlich sollen die Werte alle 
sechs Jahre neu festgelegt werden. Das 
ist jedoch nicht geschehen. So kommt 
es vor, dass in der gleichen Stadt für 
ein neues haus eine vielfach höhere 
Grundsteuer fällig wird als für ein altes 
haus in vergleichbarer Lage und Größe. 

Das Verfassungsgericht musste sich 
mit der Grundsteuer auseinanderset-

„ Belastet werden vor allem Bewohner von 
Eigenheimen in besseren Lagen. Aber auch 
Geschosswohnungen in attraktiven Innen­
stadtlagen könnten über die sehr hohen 
Bodenpreise stärker belastet werden.“

Dr. Stefan Bach, 
 Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung
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zen, weil es drei Fälle vom Bundes-
finanzhof vorgelegt bekommen hat. 
Zudem lagen Verfassungsbeschwerden 
von Bürgern vor, die sich ungerecht be-
handelt fühlten. Das Urteil bezieht sich 
auf die alten Bundesländer, gilt aber 
implizit für das ganze Bundesgebiet. 
Der Gesetzgeber hat nun bis Ende 2019 
Zeit, eine Neuregelung zu schaffen. Al-
lerdings räumte das Gericht eine Über-
gangsphase bis 2024 ein. 

Wie geht es weiter?
Schon nach der Urteilsverkündung 
deuteten sich schwierige Verhand-
lungen an. Denn Bund, Länder und 
Kommunen müssen sich nun unter 
Zeitdruck einigen, wie die Reform aus-
sehen soll. Bei einem ersten Treffen der 
Finanzminister von Bund und Ländern 
im April wurde beschlossen, zunächst 
verschiedene Modelle zu prüfen. Er-
klärter politischer Wille ist, dass das 
Steueraufkommen insgesamt weder 
steigen noch sinken soll. „Unser Ziel 

ist eine aufkommensneutrale Reform, 
die Mehrbelastungen möglichst ver-
meidet und den Kommunen Rechtssi-
cherheit über ihre Grundsteuereinnah-
men gibt“, fordern die finanzpolitische 
Sprecherin der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, Antje Tillmann, und der 
zuständige Fraktions-Berichterstatter 
Fritz Güntzler. „Wir brauchen ein Ver-
fahren, das eine schnelle und einfache 
Berechnung der Bemessungsgrundlage 

für die Grundsteuer dauerhaft ermög-
licht“, so die MIT-Mitglieder.

Das Bodenwertmodell
Im Wesentlichen stehen drei Modelle 
zur Diskussion. Beim Bodenwertmo-
dell wird die Grundsteuer in erster 
Linie oder gar allein auf Basis der Bo-
denwerte ohne die Gebäude erhoben. 
Entscheidend wäre dann nicht mehr 
die Bebauung, sondern nur noch, wie 
groß und wie viel wert ein Grund-
stück ist. Ein Vorteil läge in der Ein-

fachheit: Die hierfür erforderlichen 
Bodenrichtwerte liegen bereits fast 
flächendeckend für Deutschland vor. 
„Die aufwendige und zeitraubende 
Bewertung der Gebäude fällt also 
weg“, sagt Ralph Henger, Immobili-
enökonom am Institut der deutschen 
Wirtschaft (IW) Köln. „Der Vorschlag 
wäre innerhalb weniger Jahre zu ver-
wirklichen und würde in den Behör-
den Kosten in enormer Höhe sparen.“ 

Henger zufolge belohnt die jetzige 
Regelung Spekulanten, die auf stei-
gende Grundstückspreise setzen und 
ihre Grundstücke deshalb nicht be-
bauen. Gleichzeitig würden Eigentü-
mer mit höheren Steuern bestraft, die 
ihre Immobilie sanieren und so ihren 
Wert steigern. Henger: „Bei einer Bo-
denwertsteuer würden Investitionen 
am Gebäude nicht mehr zu einer hö-
heren Steuerlast führen. Spekulanten 
müssten hingegen mehr Grundsteuer 
zahlen.“ Diesem Modell schließen sich 
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auch der Naturschutzbund (Nabu) und 
der Mieterbund an. Es soll jedoch bei 
dem ersten Treffen der Länderfinanzmi-
nister keine große Rolle gespielt haben.

Das Kostenwertmodell 
Im Kostenwertmodell fließen auch Bau- 
oder Sanierungskosten für die Häuser 
auf dem Grundstück mit ein. Konkret 
bewertet das Modell die Grundstücks-
fläche mit dem Bodenrichtwert und die 
Gebäudefläche mit dem Kostenwert. 
Dieser entspricht pauschal den Her-
stellungskosten, abgezogen wird dann 
noch die Alterswertminderung. Die 
Kommunen hätten dabei über ihre He-
besätze Einfluss auf die Höhe der Abga-
ben. Dieses Modell wurde bereits 2016 
von einer Mehrheit der Bundesländer 
vorgelegt, einzig Bayern und Ham-
burg stimmten dagegen. Die Nachteile 
dabei: Vor allem Neubauten würden 
sehr hoch bewertet. Die Grundsteuer 
könnte also insgesamt steigen, sofern 
die Kommunen nicht gegensteuern. 
Denn ob alle Städte und Gemeinden 
die Gelegenheit auslassen würden, ihre 
meist klammen Stadtkassen aufzubes-
sern – ist mehr als fraglich. 

Weitere Nachteile sieht Clemens 
Fuest, Präsident des Ifo-Instituts. 
Die Kostenwert-Ermittlung sei kom-
pliziert und werde vermutlich zehn 
Jahre dauern. „Das Modell würde wohl 
auch dazu führen, dass wirtschaftlich 
starke Bundesländer mit hohen Im-
mobilienpreisen, etwa Bayern oder 

Baden-Württemberg, mehr in den Län-
derfinanzausgleich einzahlen müssten. 
Empfängerländer würden davon profi-
tieren“, gibt Fuest zu bedenken.

Das Flächenmodell 
Beim Flächenmodell (auch: flächenbe-
zogenes Äquivalenzmodell) spielt vor 
allem die reine Fläche und weniger der 
Wert von Grundstücken und Gebäu-
den eine Rolle. Grundstücksfläche und 
Gebäudefläche werden pauschal be-
wertet, eine vollständige Neubewer-
tung wäre nicht nötig. Dieses Modell 
befürwortet auch die MIT. „Die Fläche 
als Berechnungsgrundlage ermöglicht 
eine schnelle, effiziente, transparente 
und verfassungsfeste Neuregelung 
der Grundsteuer“, heißt es in einem 
Beschluss des MIT-Bundesvorstands 
vom 3. Juli. Das Modell würde ein dau-
erhaftes Besteuerungssystem gewähr-
leisten, das den Wandel der Zeit und 
regional unterschiedliche Entwicklun-
gen verkraften kann. 

Gewinner und Verlierer
So oder so: Die notwendige Reform 
dürfte zwangsläufig dazu führen, dass 
es Gewinner und Verlierer gibt. Zwar 
betonen alle Politiker, dass die Reform 
aufkommensneutral sein müsse. Doch 
irgendwie muss die jahrzehntelang 
verschlafene Wertentwicklung der 
Grundstücke berücksichtigt werden. 
Teurer dürfte es für Hausbesitzer in 
guten Lagen und teuren Städten wer-

den, also dort, wo Werte stark gestie-
gen sind. Stefan Bach vom Deutschen 
Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW): „Belastet werden vor allem Be-

wohner von Eigenheimen in besseren 
Lagen. Aber auch Geschosswohnun-
gen in attraktiven Innenstadtlagen 
könnten über die sehr hohen Boden-
preise stärker belastet werden, vor 
allem, wenn die Grundstücke nicht so 
intensiv genutzt werden.“ Anders sehe 
es aus beim günstigen und verdichte-
ten Mietwohnungsbau, vor allem in 
den Randlagen der Städte. Auf dem 
Land sind die Grundstückspreise und 
die Grundsteuerbelastungen zumeist 
deutlich niedriger, so dass die Reform 
dort laut Bach keine großen Belas-
tungsverschiebungen auslösen wird. 
Heißt: Das klassische Einfamilienhaus 
in der Kleinstadt wird wohl zumin-
dest nicht deutlich stärker belastet. 
Einen anderen Blickwinkel haben die 
CDU-Politiker Antje Tillmann und 
Fritz Güntzler. Sie halten solche An-
nahmen über Belastungssteigerungen 
für „reine Spekulation“: „Entscheidend 
wird letztlich nicht die Ausgestaltung 
der Bemessungsgrundlage sein, son-
dern die Höhe der Hebesätze. Diese 
legt jede Kommune in eigener Verant-
wortung fest.“ � •

Hubertus Struck
Redakteur/CvD
struck@mit-bund.de

Je nachdem, welches Grundsteuermodell sich durchsetzt, kann es für manche deutlich 
teurer werden.
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neues cDu-GrunDsatZproGramm

Diese MIT-Punkte 
müssen rein 
Mit der Wahl von Annegret Kramp-Karrenbauer zur neuen Generalse-
kretärin der CDU ging auch der Beschluss einher, dass die CDU sich ein 
neues Grundsatz programm geben möchte. Damit die Grundsätze der 
Sozialen Marktwirtschaft sich in vielen Politikfeldern wiederfi nden, 
zeigen Mitglieder der MIT-Grundsatzprogrammkommission auf, welche 
MIT-Punkte in das künftige Programm der CDU einfl ießen sollen. 

Das aktuelle Grundsatzprogramm der 
CDU ist von 2007 und passt somit 
nicht mehr in die hoch technologi-

sierte Informationsgesellschaft von heute. In 
den vergangenen elf Jahren hat sich gesell-
schaftlich, politisch und wirtschaftlich so viel 
verändert, dass der anstoß für ein neues 
Grundsatzprogramm dringend notwendig 
war. Die anliegen der CDU-mitglieder und 
auch der Vereinigungen werden bei dem Pro-
zess, ein neues Programm zu entwickeln, von 
Beginn an mit einbezogen. Denn für die CDU 
geht es zunächst einmal ums Zuhören – so 
auch bei der Zuhör-Tour von annegret 
Kramp-Karrenbauer, die sie jüngst abschloss. 
Damit sich auch die Punkte der mIT im Kon-
text der Sozialen marktwirtschaft im neuen 
Grundsatzprogramm der CDU wiederfi nden, 
haben fünf mitglieder der mIT-Grundsatzpro-
grammkommission die wichtigsten Forde-
rungen zusammengetragen. Das Grundsatz-
programm der mIT wurde unter dem Titel 
„Der Kompass: Soziale marktwirtschaft für das 
21. Jahrhundert“ im September 2017 in Nürn-
berg beschlossen. 
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Subsidiarität als Leitmaxime 
Dr. Thomas Köster, Vorsitzender der 
MIT-Grundsatzprogrammkommission 

Subsidiarität ist das Leitbild einer 
Sozialphilosophie, die den einzel-
nen Menschen zum Maßstab nimmt. 
Diese Sozialphilosophie ist von der 
Sympathie für die kleinen Einheiten 
mit menschlichem Maß geprägt. Sie 
setzt auf die Familie, auf die Nach-
barschaft, auf das unmittelbare Le-
bensumfeld der Menschen, auf den 
Ort und die Gemeinde, auf die Region 
und die große Fülle mittelständischer 
Betriebe überall in Europa. Eine Ord-
nung von Recht, Wirtschaft und Ge-
sellschaft gemäß dieser Sozialphilo-
sophie wächst von unten nach oben. 
Aus unserer Sicht birgt Subsidiarität 
ungeheure Potenziale. Das verstreute 
und versteckte Wissen in den dezen-
tralen Einheiten des Mittelstandes 
wird genutzt und führt zu Wachstum 
und Wohlstand. Das ist exakt die So-
zialphilosophie des menschlichen 
Maßes, die uns die Gründerväter der 
Sozialen Marktwirtschaft ans Herz ge-
legt haben. Deshalb ist Subsidiarität 
die Leitmaxime unseres MIT-Grund-
satzprogramms und sollte sich daher 
auch im neuen Grundsatzprogramm 
der CDU wiederfinden. 

Erfolgreichen Fortbestand 
der EU sichern 
Marco Reuter,  
Vorsitzender der MIT Hessen    

Unser MIT-Grundsatzprogramm 
schafft, woran es in der europapoliti-
schen Debatte mangelt: klare Leitplan-
ken der Sozialen Marktwirtschaft, die 
den erfolgreichen Fortbestand der EU 
zu sichern vermögen. Deshalb setzen 
wir uns dafür ein, dass Subsidiarität 
und föderale Ordnung mit starken un-
teren Ebenen und trennscharfen Ver-
antwortlichkeiten Grundlage jeder wei-
teren Integration sein müssen. (Rück-)
Verlagerungen von Kompetenzen müs-
sen dabei zum Reformprozess gehören. 
Außerdem sind wir davon überzeugt, 
dass eine robuste Stabilitätskultur 
mit wasserdichtem „Bail-out“-Verbot 
(Verbot einer Schulden- oder Tilgungs-
übernahme) und einer Staateninsol-
venzordnung Kern des Euro werden 
muss. Auch die Stabilität des Binnen-
marktes ist uns wichtig: Ökonomischer 
und politischer Wettbewerb um die 
besten Lösungen sind unverzichtbare 
Grundlage des Binnenmarktes. Seine 
Regulierung muss dezentral, verhält-
nismäßig und mittelstandsverträglich 
erfolgen. Aktuelle Regelungen wie die 
Datenschutzgrundverordnung oder die 
Entsenderichtlinie würden da durchs 
Raster fallen. Europäische Solidarität 
ist ebenfalls Teil unseres Grundsatzpro-
gramms und sollte in das der CDU ein-
fließen. Eigenverantwortung schließt 
eine Transferunion zur Finanzierung 
nationaler Sozialversicherungssysteme 
aus. Solidarität drückt sich in zweckge-
bundenen Strukturhilfen zur Selbst-
hilfe aus. 

Reform des Steuerrechts 
Dr. Philipp Steinwärder, Beisitzer im 
MIT-Bundesvorstand 

Eine grundlegende Reform des Steu-
errechts zählt zu den wichtigsten ord-
nungspolitischen Aufgaben bei der 
Erneuerung der Sozialen Marktwirt-
schaft: Wir fordern, das Steuerrecht 
deutlich zu vereinfachen, damit es für 
den durchschnittlichen Steuerzahler 
wieder durchschaubar und für die Fi-
nanzämter gleichmäßig vollziehbar 
wird. Wir wollen die Steuerbelastung 
der Bevölkerung senken. Der Spitzen-
steuersatz in der Einkommensteuer 
greift bisher viel zu früh. Wir wollen 
deshalb erreichen, dass sich der Ab-
stand zu dem Durchschnittseinkom-
men deutlich vergrößert. Außerdem 
wollen wir keine „kalten Steuerer-
höhungen“ mehr zulassen, sondern 
gesetzlich vorschreiben, dass die 
progressiven Tarife der Ertragsteuern 
regelmäßig an die Geldentwertung 
anpasst werden müssen („Tarif auf 
Rädern“). Substanzsteuern lehnen 
wir weiterhin strikt ab. Wir setzen uns 
dafür ein, dass alle Einkommensarten 
und alle Unternehmen unabhängig 
von ihrer Rechtsform gleich hoch be-
steuert werden. 
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Ordnungspolitische Wende 
in der Energiepolitik 
Henning Aretz, 
Beisitzer im MIT-Bundesvorstand, 
Co-Vorsitzender der MIT-Kommission 
Energie, Umwelt, Verkehr und Bau

Sichere und bezahlbare energie ist 
Voraussetzung erfolgreichen Wirt-
schaftens, gerade in rohstoffarmen 
Ländern wie Deutschland. Nach 
der energiewende 2011 sind die drei 
Oberziele – Umwelt- und Klima-
schutz, Versorgungssicherheit sowie 
Preisgünstigkeit – neu zu justieren. 
Für die Digitalisierung von Wirtschaft 
und Gesellschaft brauchen wir eine 
höhere Netzstabilität. Sie wird durch 
das seit 2000 dynamisch gewachsene, 
besonders teure Fördersystem für er-
neuerbare energien (ee) gefährdet. 
Die auch auf den Druck der mIT ein-
geführten ausschreibungen für neue 
ee-anlagen haben zu eindrucksvollen 
Kostensenkungen geführt. Wir brau-
chen auf dem energiemarkt dauerhaft 
zweierlei: echte Preissignale für alle 
akteure und eine europatauglichkeit 
der Fördersysteme.

Deutschland braucht neue 
Innovationsdynamik 
Helmut Klapheck, Landesgeschäftsführer 
der MIT Rheinland-Pfalz

Unser Land verfügt über viele leis-
tungsfähige hochschulen, Forschungs-
institute und innovative Unterneh-
men. Dennoch zeigt Deutschland 
gegenüber dynamischeren Ländern 
Innovationsschwächen. Schuld ist ein 
meinungsklima voller ängste und ab-
lehnung gegenüber vielen Technolo-
gien, die pauschal dämonisiert werden. 
Die mIT will keine defensive, sondern 
eine für Neuerungen aufgeschlos-
sene Gesellschaft mit rationaler Be-
wertung von Chancen und Risiken als 
Querschnittsaufgabe für alle akteure 
in Wirtschaft, Bildung, Kultur, Politik 
und Verwaltung. Die mIT will starke 
Forschungs- und Wertschöpfungsver-
bünde zur Führung in Schlüsseltech-
nologien. Das muss als „mittelstand 
4.0“ Unternehmen unterschiedlichster 
Größe einbeziehen. So fordert die Di-
gitalisierung alle Wirtschaftsbranchen, 
aber auch Staat und Verwaltung her-
aus. Wir wollen Startups zur Unterneh-
mensgründung ermutigen, um Innova-
tionen voranzutreiben. Der Staat  muss 
dafür vorrangig den wettbewerbs -
politischen Rahmen verbessern. Das 
ist wichtiger als kleinteilige Subventi-
onsprogramme. •

Das 
MIt-Grundsatzprogramm 

Das mIT-Grundsatzprogramm „Der Kompass: 
Soziale marktwirtschaft für das 21. Jahrhundert“ 
können Sie online unter www.mit-bund.de/
mit-shop für 4,– euro bestellen. 
alternativ können Sie sich das Grundsatz-
programm auch als PDF-Datei auf 
www.mit-bund.de/mit-grundsatzprogramm 
herunterladen. 

Der Weg zum CDU-
Grundsatzprogramm

In Programmklausuren und 
öffentlichen Debatten entsteht 
ein erster Entwurf des Grund-
satzprogramms.

Der Entwurf wird mit den 
CDU-Mitgliedern diskutiert 
und ein Parteitag beschließt 
das Grundsatzprogramm.

Die Anliegen der CDU-Mit-
glieder werden aufgenommen 
und in Leitfragen zusammen-
gefasst.  
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angela merkel und emmanuel macron 
haben sich auf einen ganzen Kata-
log an maßnahmen verständigt, die 
eine vertiefte Zusammenarbeit der 
euro-mitgliedsstaaten eröffnen sollen. 
Das eurozonen-Budget bildet damit 
nur einen Teilaspekt möglicher Instru-
mente ab. Während erste Stimmen den 
Vorschlag sofort in Grund und Boden 
verdammten, lohnt sich für den unvor-
eingenommenen Betrachter ein Blick in 
die Beschlüsse: 

Die Finanz- und Staatsschulden-
krise brachte uns zu der schmerz-
lichen erkenntnis, dass dem 
gemeinsamen Währungsraum 
auch eine verstärkte gemein-
same Wirtschafts- und Finanz-
politik folgen müsse, um derar-
tige Krisen zukünftig zu verhindern. 
Dafür kann das eurozonen-Budget einen 
Beitrag leisten – nicht mehr und nicht we-
niger. als größte Volkswirtschaft europas 
hat Deutschland ein großes eigeninter-
esse daran, dass unsere Partner in europa 
auf fi nanziell und wirtschaftlich stabilen 
Füßen stehen, um deutsche Waren und 
Dienstleistungen beziehen und vor allem 
auch bezahlen zu können.

Das eurozonen-Budget wird weder 
den Weg in die von Deutschland zu 
Recht abgelehnte Transferunion ebnen, 
noch der eU-Kommission einen von 

Deutschland finanzierten Schatten-
haushalt zur Verfügung stellen, um 
klamme eU-Staaten zu subventionieren. 
Beides hat Kanzlerin merkel direkt zu 
Beginn der Debatte deutlich gemacht.

Vielmehr soll das Budget ganz re-
gulärer Bestandteil des sogenannten 
mehrjährigen Finanzrahmens der eU 
werden und aus nationalen Beiträgen, 
zugewiesenen Steuereinnahmen und 
europäischen mitteln gespeist werden. 
eine gemeinsame Finanztransaktions-

steuer, wie sie Deutschland und 
Frankreich anstreben, könnte 

genauso wie die einheitliche 
Besteuerung der Digitalwirt-
schaft und die einnahmen einer 
gemeinsamen Körperschafts-

bemessungsgrundlage in die 
Finanzierung des Budgets einfl ie-

ßen. Daraus sollen (neue) Investitionen 
in Innovationen realisiert werden, die 
die Wettbewerbsfähigkeit der eurozo-
nen-Länder fördern oder Staaten stabi-
lisieren, die von „schweren Schocks“ be-
troffen sind. Gerade bei der Defi nition 
der Schocks werden wir im Deutschen 
Bundestag wachsam sein, um sicherzu-
stellen, dass nicht jeder nichtige anlass 
zum schweren Schock hochstilisiert 
werden kann. Dann kann das eurozo-
nen-Budget auch für Deutschland ein 
Gewinn sein! •

Sollte sich die Bundesregierung für ein 
gemeinsames Eurozonen-Budget einsetzen?

Eurozonen-Budget kann Deutschland nutzen

In dieser  Rubrik lassen wir Mitglieder der MIT zu Wort kommen. 
Die Beiträge geben ihre persönliche Meinung wieder.

PRO & CONTRa

Die Finanz- und Staatsschulden-

tige Krisen zukünftig zu verhindern. 

steuer, wie sie Deutschland und 
Frankreich anstreben, könnte 

genauso wie die einheitliche 
Besteuerung der Digitalwirt-
schaft und die einnahmen einer 
gemeinsamen Körperschafts-

bemessungsgrundlage in die 
Finanzierung des Budgets einfl ie-

PROUwe Feiler (52) ist Landesvorsit-
zender der mIT Brandenburg. er ist 
im Deutschen Bundestag mitglied 
des Finanzausschusses und des aus-
schusses für angelegenheiten der 
europäischen Union. 
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Bundeskanzlerin angela merkel und Frank-
reichs Präsident emmanuel macron haben im 
Juni erste Vorschläge für eine eU-Reform vor-
gelegt. eine Idee ist es, ein eigenes Budget für 
die euro-Zone ab dem Jahr 2021 zu schaffen. 
Wir fragen zwei unserer mitglieder nach ihrer 
meinung dazu. 

Die Idee eines eurozonen-haushalts ist 
aktuell wenig ausgereift und gleicht 
einem Wunschkonzert. Niemand hat 
 bisher plausibel erklären können, wozu 
wir einen eigenen eurozonenhaushalt 
brauchen, wie er sich fi nanziert und wie 
 falsche anreize vermieden werden. In 
diesem Sinne sind die deutsch-französi-
schen Pläne schemenhaft. Konkrete Vor-
schläge sollen erst im Dezember nach-
geliefert werden. Ziel ist es, mit dem 
Budget zum einen die Wettbewerbsfä-
higkeit und die wirtschaftliche annä-
herung der euro-Staaten zu för-
dern und zum anderen einen 
Stabilisierungsfonds für Kri-
senzeiten einzurichten. aber:

(1) Zur Förderung der wirt-
schaftlichen angleichung sowie 
für strategische Investitionen ste-
hen bereits heute Kohäsionsfonds und 
der europäische Fonds für strategische 
Investitionen zur Verfügung. hinter dem 
Vorschlag versteckt sich die Idee, um-
strittene Strukturreformen wie die des 
französischen arbeitsmarkts mit mit-
teln der eU zu fördern bzw. zu versüßen. 
Für die betroffene Bevölkerung wird die 
Umsetzung von Reformen durch eine 
 Finanzspritze der europäischen Union 
wohl kaum einfacher. 

(2) Im Zuge der Finanzkrise gab es 
einen gewaltigen einbruch des Brutto-

inlandsprodukts. Um den abschwung 
der Wirtschaft abzufedern, steht die Idee 
eines Stabilisierungsmechanismus in 
Gestalt einer gemeinsamen arbeits-
losenversicherung im Raum. Für eine 
glaubwürdige und nachhaltige abfede-
rung von Schocks, die die ganze euro-
zone abdeckt, bedarf es jedoch des 
Drei- bis Vierfachen des aktuellen 
eU-haushalts. Selbst zur abfederung 
von Schocks eines einzelnen eurostaats 
wie Italien werden beträchtliche mittel 

benötigt. Bei den derartigen arbeits-
losenzahlen, dem erheblichen 

Lohngefälle in europa und wenn 
nicht einmal klar ist, unter wel-
chen Voraussetzungen die Ver-
sicherung ausgezahlt wird, ist 

eine eU-arbeitslosenversiche-
rung der Startschuss für einen per-

manenten Umverteilungsmechanismus. 
Ich meine, durch einen eigenen euro-

zonen-haushalt droht vielmehr die 
Spaltung zwischen euro- und Nicht- 
eurostaaten. Vor dem hintergrund der 
Flüchtlingskrise brauchen wir gerade 
jetzt Geschlossenheit in europa. Wenn 
selbst innerhalb der eurozone 12 der 19 
eurostaaten die Idee eines eurozo-
nen-haushalts ablehnen, sollte auch die 
Bundesregierung sich von ihrem Will-
kommensgeschenk für macron verab-
schieden.  •

Spaltung der EU-Staaten droht

Ihre Meinung zählt

Stimmen Sie mit ab auf der mIT-Web-
seite! Unter www.mit-bund.de/
mitmachen/umfrage können Sie 
Ihre meinung zum aktuellen Pro und 
Contra äußern. Über das abstim-
mungsergebnis informieren wir im 
mIT:NeWSLeTTeR. Sollten Sie  diesen 
noch nicht erhalten, können Sie ihn 
unter www.mit-bund.de/newsletter 
kostenlos abonnieren.

higkeit und die wirtschaftliche annä-

für strategische Investitionen ste-

benötigt. Bei den derartigen arbeits-
losenzahlen, dem erheblichen 

Lohngefälle in europa und wenn 
nicht einmal klar ist, unter wel-
chen Voraussetzungen die Ver-
sicherung ausgezahlt wird, ist 

eine eU-arbeitslosenversiche-
rung der Startschuss für einen per-

CONTRA Markus Ferber (53) ist mitglied 
des europäischen Parlaments und 
dort Sprecher des Parlamentskreises 
mittelstand. Zudem ist er Co-Vorsit-
zender der mIT-europakommission.
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Autotest: Ford Tourneo Connect 

Zuverlässig, viel Platz  
und übersichtlich
Der Ford Tourneo Connect bietet viel Platz für  
Transporte und punktet als Familienvan.

Die Zielgruppen des Ford Tour-
neo Connect sind Familien, 
Handwerker oder auch jene, 

die für ihre Hobbys Gegenstände 
transportieren müssen. Der Wagen 
ist vor allem eins: praktisch. Er bie-
tet eine großzügige Ladefläche im 
Kofferraum und auch die Sitzbank 
lässt sich problemlos umklappen, um 
sperrige Gegenstände zu transportie-
ren. Die Innenausstattung ist schlicht 
und zweckmäßig. Nicht viel Schnick-
Schnack, dafür lässt sich alles intuitiv 
bedienen. Sehr hilfreich ist die Rück-
fahrkamera, die beim Einparken des 
Wagens unterstützt. Aber auch ohne 
die Kamera lässt sich der Ford dank 
seiner Übersichtlichkeit gut manöv-
rieren. Besonders praktisch sind bei 
Transporten die serienmäßig einge-

bauten Schiebetüren. Der Hochdach-
kombi scheint darauf ausgelegt, vor 
allem zuverlässig zu funktionieren. 
Mit 100 PS lässt er sich gut auf der 
Autobahn fahren und wird auch ab 
einer Geschwindigkeit von über 130 
km/h nicht zu laut. Wenn man auf 
Extras verzichtet, dann beginnt die 
Basisausstattung bereits bei fami
lienfreundlichen 18.880 Euro. 

Der Ford Tourneo Connect schließt 
die Lücke zwischen Nutzfahrzeug 
und Familienkombi. Für alle, die viel 
transportieren müssen und sich auf 
ein Fahrzeug verlassen möchten, ist 
er die richtige Wahl. 

Familien-Faktor: 	 (5,0)

Komfort-Faktor: 	 (3,0) 

Bedien-Faktor: 	 (4,0) 

Spaß-Faktor: 	 (3,0) 

Wow-Faktor: 	 (2,5) 

Preis-Leistung: 	 (4,0) 

Fahrzeugdaten des Testautos  
(Herstellerangaben)

Fazit

Mittelstandsmagazin-Bewertung

Motor 	 Benzin	

Hubraum	 998 cm³ 

Leistung 	 74 kW (100 PS)

Abmessungen	 L 4,42 x B 2,14 x H 1,85  

Leergewicht	 1.492 kg

Zul. Gesamtgewicht	 �2.000 kg

Höchstgeschwindigkeit 	 165 km/h

Preis inkl. MwSt.	� 26.128,00 €  
(mit Sonderausstattung) 
(günstigste Variante:  
18.880 €)

Der Ford Tourneo Connect vereint einfache  
Bedienung mit viel Stauraum für einen fairen Preis. 
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Florian Wehner (27) ist Geschäfts
führer eines Familienunternehmens. 
Nach dem Abschluss eines BWL-Stu
diums in Dresden arbeitete er zwei 
Jahre lang in Kanada. Dort war er in 
der Öl- und Gasindustrie im Bereich 
Investor Relations und in der Unter-
nehmensstrategie tätig. Nach seiner 
Rückkehr nach Deutschland trat er in 
das familieneigene Unternehmen ein 
und baut seitdem den zuvor auf Ver-
mietung von Wohn- und Geschäfts-
räumen spezialisierten Betrieb zu 
einem Betreiber von Solarkraftwerken 
aus. In der künftig stärker wachsenden 
dezentralen Energieversorgung und 
der E-Mobilität sieht Wehner langfris
tige Chancen. Zudem engagiert er  
sich kommunalpolitisch in der CDU 
und als stellvertretender Vorsitzender 
der Jungen Union im Kreisverband 
Fulda.

… ich meine Erfahrung aus dem Ge­
schäftsleben in die Politik einbringen 
möchte, um meinen Beitrag für den 
wirtschaftlichen Erfolg Deutschlands 
zu leisten.“

Iris Bethge (48) ist seit 2017 Haupt
geschäftsführerin des Bundesverban- 
des Öffentlicher Banken Deutschlands 
(VÖB). Von 1999 bis 2003 war Iris 
Bethge als Journalistin beim Isenha
gener Kreisblatt tätig. Anschließend 
wechselte sie als Pressesprecherin  
von Ursula von der Leyen (CDU) und 
Referatsleiterin für Presse- und Öf-
fentlichkeitsarbeit in das Niedersäch-
sische Ministerium für Soziales, 
Frauen, Familie und Gesundheit.

2005 übernahm Bethge diese Funk-
tionen im Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 
Im Jahr 2007 führte sie zusätzlich  
den Leitungsstab mit den Referaten 
Öffentlichkeitsarbeit, Ministerbüro, 
Kabinetts- und Parlamentsangele
genheiten. 2009 folgte der Wechsel  
in die Geschäftsführung des Bundes-
verbandes Deutscher Banken.

… die MIT genau weiß, wo dem 
Mittelstand der Schuh drückt und 
ihm eine starke Stimme verleiht.“

Daniel Rietenbach (29) ist Elektro
technikermeister in einem mittel
ständischen Handwerksbetrieb im 
Odenwald. Mit 16 Jahren begann er 
eine Lehre zum Elektroniker für Be-
triebstechnik. Anschließend besuchte 
er die Abendschule, um seinen Meis-
ter im Elektrotechnik-Handwerk zu 
erlangen. Vor drei Jahren trat er dem 
Gesellenprüfungsausschuss bei. Seine 
berufliche Laufbahn würde er gerne 
mit einem Studium erweitern, wes-
halb er sich für ein Studium im Bereich 
Energiewirtschaft beworben hat. Eh-
renamtlich engagiert er sich im Vor-
stand der CDU Brensbach, im CDU-
Kreisvorstand, als Vorsitzender des 
JU-Flächenverbands Gersprenztal und 
neuerdings als Mitglied des MIT-
Bezirksvorstands Südhessen. Parallel 
absolviert er ein Nachwuchsförder-
programm der CDU und JU Hessen. 

Florian Wehner 
Geschäftsführer, 
MIT Fulda

Iris Bethge
Hauptgeschäftsführerin des VÖB, 
MIT Berlin-Mitte

Die MIT ist mit rund 25.000 Mitgliedern der stärkste und einflussreichste parteipolitische Wirtschaftsverband in Deutschland. In 
unserer Vereinigung ist jeder willkommen, der die ordnungspolitischen Grundsätze der Sozialen Marktwirtschaft schätzt. In dieser  
Rubrik stellen wir mit jeder Ausgabe drei unserer Neumitglieder vor. Mehr Infos zur Mitgliedschaft: www.mit-bund.de/mitgliedschaft

„Ich bin neu in der MIT, weil …

N
eum

itglieder

… ich die Zukunft des deutschen  
Mittelstandes im Zeitalter der  
Digitalisierung aktiv mitgestalten 
möchte.“

Daniel Rietenbach
Elektrotechnikermeister, 
MIT Odenwaldkreis

MIt:Inside
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EU-Check
Irrwitzige Verordnung oder sinnvolle Richtlinie? In 
dieser Rubrik bewerten unsere EU-Experten des PKM 
Europe regelmäßig neue EU-Vorhaben. 

Handelsabkommen mit Japan ein Erfolg 
Die eU und Japan sind gemeinsam für ein 
 Drittel der weltweiten Wirtschaftsleistung 
verantwortlich. Das kürzlich unterzeichnete 

abkommen steigert die gegenseitigen exporte 
weiter. Denn internationale Standards von Pro-

dukten werden garantiert. Die lästigen zweifachen Tests 
und Zertifi zierungen fallen somit weg. Davon profi tieren 
insbesondere die automobil- und deren abnehmerunter-
nehmen wie der maschinenbau. Neben der Industrie sind 
die Pharma- und agrarbranche die großen Profi teure. 
Japan belegt Lebensmittel aus der eU derzeit mit hohen 
Zöllen. Gerechnet wird mit einer Steigerung der ausfuh-
ren von Lebensmittelerzeugnissen von bis zu 180 Prozent 
beziehungsweise 10 milliarden euro. Für das Inkrafttreten 
muss das europäische Parlament dem abkommen noch 
zustimmen.  

Debatte um Tachografenpfl icht geht weiter
Die Verordnung zu Lenk- und Ruhezeiten 
 regelt unter anderem höchstfahrtzeiten im 
Transportbereich. Kontrolliert werden diese 
Zeiten mit einem Tachografen. aktuell wird 

nur bei Nutzfahrzeugen mit mehr als 3,5 Tonnen 
Gewicht gemessen. Viele Betriebe, besonders handwer-
ker, fahren mit leichteren Transportern. Deshalb wurde 
überlegt, international fahrende Kleinfahrzeuge, die über 
2,4 Tonnen wiegen, ebenfalls zu regulieren. handwerker 
hätten dann ebenfalls einen Tachografen in ihre Klein-
transporter einbauen müssen, würden sie über 100 Kilo-
meter und grenzüberschreitend fahren. Die CSU/CSU-
Gruppe hatte erfolgreich eine ausnahme für das 
handwerk durchgesetzt. aufgrund anderer strittiger 
 Themen wird das Dossier jedoch vollständig neu 
 verhandelt.  

Die Jury
markus Ferber (CSU) und Dr. markus 
Pieper (CDU) sind mitglieder 
des europäischen Parlaments und 
Sprecher des Parlamentskreises 
mittelstand europe

des europäischen Parlaments und 
Sprecher des Parlamentskreises 

B
etriebliche A

ltersvorsorge
JU
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Die mIT macht sich seit langem für ein ende der 
Doppelverbeitragung bei der betrieblichen al-
tersvorsorge stark. Dadurch, dass Betriebsrenten 
sowohl in der ansparphase als auch in der aus-
zahlphase mit Sozialversicherungsbeiträgen be-
legt werden, verliert das modell an attraktivität. 
In einem unbürokratischen und für die Kassen 
auch fi nanzierbaren Verfahren sollen die abzüge 
für Betriebsrentner nun spürbar gesenkt werden. 
ein entsprechender antrag soll auf den Parteita-
gen von CDU und CSU beraten werden. Konkret 
sieht der antrag vor, dass auf Betriebsrenten 
zukünftig nur noch der halbe Beitrag zur Kran-
ken- und Pfl egeversicherung (arbeitnehmeran-
teil) gezahlt wird. Zudem soll die Freigrenze zum 
Freibetrag umgewandelt werden. Nach dem mo-
dell würde jemand, der 400 euro Betriebsrente 
bekommt, um 50 euro entlastet. Unterstützung 
für den mIT-Vorstoß äußerten neben der SPD 
auch Politiker anderer Parteien.

Doppelverbeitragung 
abschaffen

Im vergangenen Jahr hat die mIT-Bundesge-
schäftsstelle auf dem Deutschlandtag der Jungen 
Union (JU) ein Gewinnspiel ausgerichtet. Im Juni 
durften sich die Gewinner nun über eine exklu-
sive Schifffahrt über die Spree in Berlin freuen. 
Die Fahrt wurde von mIT-mitglied Lutz Freise, 
Geschäftsführer der Reederei Riedel, gespon-
sert. Die Jugendlichen zeigten im Gespräch mit 
dem Bundesvorsitzenden Carsten Linnemann 
viel Interesse an der mIT und ihren Zielen.

Schifffahrt mit jungen 
MIt-Interessierten
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Antragsberatungen im 
Bundesvorstand

Der mIT-Bundesvorstand hat in seiner Juli-Sitzung eine Reihe 
politischer Beschlüsse auf den Weg gebracht. Vor dem hin-
tergrund der Diskussion um eine Reform der Grundsteuer 
spricht sich der Vorstand für eine Regelung aus, die auf eine 
vollständige Neubewertung verzichtet. Die Fläche als Be-
rechnungsgrundlage ermögliche eine schnelle, effi ziente, 
transparente und verfassungsfeste Neuregelung der Grund-
steuer (siehe auch S. 22/23).

In einem weiteren Beschluss wird die schnellstmögliche 
Umsetzung der im Kapitel „Digitalisierung“ des Koalitions-
vertrags von CDU/CSU und SPD angekündigten Verbesse-
rungen für mittelstand und Startups gefordert. Diese er-
leichtern die anwendung der Datenschutzstandards. Dabei 
soll der Spielraum für Innovationen und digitale Geschäfts-
modelle im Kontext neuer Datenschutzverordnungen auf 
eU-ebene erhalten werden.

Den eU-Vorstoß, durch einheitsstandards die deutschen 
Qualitätsstandards im Gesundheitswesen zu gefährden, 
lehnt die mIT ab. als Folge würden bewährte Versorgungs-
strukturen durch eU-Vorgaben gesteuert. Weiterhin fordert 
die mIT, dass für die anerkennung von Berufsabschlüssen in 
den heilberufen aus Drittstaaten ausschließlich Patienten-
schutz und Qualitätssicherung maßgeblich sein müssen.

auf antrag der neu eingerichteten Landwirtschaftskom-
mission macht sich die mIT für die einrichtung eines „expe-
rimentierfeld Digitaler Bürokratieabbau“ in der Landwirt-
schaft sowie eine entsprechende Schwerpunktsetzung in 
dem geplanten Kompetenzzentrum stark. Ziel der einrich-
tung ist es, landwirtschaftliche Betriebe von unproduktiver 
Bürokratiebelastung zu befreien.

In weiteren Beschlüssen spricht sich die mIT gegen eine 
anzeigepfl icht für rein nationale Steuergestaltungen, für 
eine Umsetzung des mIT-Steuerkonzepts von 2016 noch in 
dieser Legislaturperiode und einen Zehn-Punkte-Plan für 
eine Unternehmensteuerreform (siehe Seite 34) aus.

Mittelstandsmagazin im „Focus“

H
andw

erksreform

Die mIT bekommt immer 
mehr Zustimmung für ihren 
Kampf für eine Wiederein-
führung der meisterpfl icht. 
Inzwischen hat sich auch die 
SPD hinter die mIT-Pläne 
gestellt. eine Gesetzesinitia-
tive zur Rückkehr der meis-
terpfl icht könnte schon 2019 
starten, weil die abschaffung 
sich inzwischen als Fehler 
erwiesen hat. „Die Qualität 
der arbeit hat sich in diesen 
Gewerken teilweise deutlich 
verschlechtert, außerdem 
wird weniger Nachwuchs 
ausgebildet“, so mIT-Vorsit-
zender Carsten Linnemann.

Rückkehr der 
Meisterpfl icht? In der vergangenen ausgabe haben wir an dieser Stelle über unsere Forde-

rung nach einer stärkeren Senkung der arbeitslosenbeiträge berichtet. Die-
ser Forderung hatte sich neben der CSU und dem Parlamentskreis mittel-
stand der Unionfraktion auch CDU-Generalsekretärin annegret 
Kramp-Karrenbauer im Interview angeschlossen. Dazu berichtet der „Focus“: 

Bei ihrem Drängeln betrachten die Wirtschaftspolitiker CDU-Generalsekre-
tärin Annegret Kramp-Karrenbauer als ihre Mitstreiterin. Denn die kündigt im 
neuen „Mittelstandsmagazin“ an: „Wir werden angesichts der positiven Haus-
haltsentwicklung als CDU auch im Blick behalten, ob weitere Entlastungen als 
bislang vereinbart möglich sind.“ Sie sehe zum Beispiel Spielräume beim Ar-
beitslosenversicherungsbeitrag oder bei der steuerlichen Entlastung.

Inzwischen wurde bekannt, dass die milliardenrücklagen sogar Geld kos-
ten – weil die Kassen Negativzinsen dafür zahlen müssen. mIT-Vorsitzender 
Carsten Linnemann: „Das ist der Preis für den Umstand, dass der Staat wie 
eine Sparkasse arbeitet und Geld ansammelt, was eigentlich den Beitrags-
zahlern gehört.“. Die Rücklagen der Bundesagentur für arbeit dürften bis 
ende 2018 rund 22,5 milliarden euro erreichen. Nach diesem Stand wäre 
sogar eine Senkung um 0,6 bis 0,7 Punkte ab 1.1.2019 möglich und dringend 
erforderlich. 
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Deutschland ist für arbeitnehmer wie -geber ein teures Pfl as-
ter. Die Steuersätze sind im internationalen Vergleich hoch 
und der Wettbewerb mit anderen Industriestaaten wird zu-
nehmend schärfer. Der mIT-Bundesvorstand fordert daher in 
einem Zehn-Punkte-Plan eine grundlegende Neuordnung des 
Unternehmensteuerrechts in Deutschland. So strebt die mIT 
bei der Steuerlast einen Körperschaftsteuersatz von zehn Pro-
zent an, die gesamte Belastung soll inklusive Gewerbesteuer 
nicht höher als 25 Prozent liegen. Weiterhin spricht sich die 
mIT gegen eine Sondersteuer für die digitale Wirtschaft, für 
eine modifi zierung der Gewerbesteuer als Zuschlagsteuer und 
eine anpassung des steuerlichen Zinssatzes an die Niedrigzins-
phase aus. Steuerliche Belastungen durch den Brexit sollen 
vermieden, die Verlustverrechnung erleichtert, Forschung und 
Digitalisierung steuerlich gefördert, Besteuerungsverfahren 
digitalisiert, das Konzernsteuerrecht modernisiert und die hin-
zurechnung von auslandseinkünften neu geregelt werden. Der 
10-Punkte-Plan ist online abrufbar unter: 
www.mit-bund.de/beschluesse

MIt fordert Steuerreform 
für Unternehmen Fragen an ...

Sebastian 
Brehm 
CSU-Bundestags -
abgeordneter und 
Co-Vorsitzender der 
mIT-Steuerkommission

Warum wird das Thema gerade jetzt platziert?
Jetzt ist die richtige Zeit für eine Unternehmen-
steuerreform. Wir müssen das momentum und die 
konjunkturell gute Lage nutzen. Deutschlands Po-
sition hat sich im internationalen Steuervergleich 
langsam aber stetig verändert. heute tragen unsere 
Unternehmen eine deutlich größere Steuerlast als in 
den meisten G-20 Staaten und bei unseren europä-
ischen Nachbarn. Deshalb müssen wir jetzt handeln 
und dafür sorgen, dass der Standort Deutschland 
konkurrenzfähig bleibt. 

Was sind die dringendsten Baustellen? 
Derzeit wird die „Gemeinsame Konsolidierte Kör-
perschaftsteuer-Bemessungsgrundlage“ zwischen 
Frankreich und Deutschland intensiv diskutiert. Dabei 
darf man jedoch nicht vergessen, dass es in Frankreich 
die Gewerbesteuer in der Form, wie wir sie kennen, 
gar nicht gibt. einzig eine gleiche Körperschaftsteuer-
belastung würde also zu einem Nachteil für deutsche 
Unternehmen führen. Deshalb muss man hier weiter 
denken, insbesondere für unseren mittelstand, der 
deutlich entlastet werden muss. hier sind Fragen wie 
die anrechnung der Gewerbesteuer als abzugsfähige 
Betriebsausausgabe oder die minderung oder ab-
schaffung der gewerbesteuerlichen hinzurechnungen 
von größerer Bedeutung. Zudem muss es zu einer 
deutlichen Verminderung der Bürokratie kommen. 

Die SPD blockiert. Hat das Konzept eine Chance?
es muss möglich sein, mit unserem Koalitionspart-
ner jederzeit über gute Ideen sprechen zu können, 
vor allem wenn die Ideen den arbeitnehmern zu-
gutekommen. Das ist bei unserem Konzept absolut 
der Fall. Darüber hinaus haben wir uns im Koali-
tionsvertrag ausdrücklich darauf geeinigt, Bemü-
hungen für eine gerechte Besteuerung der Unter-
nehmen zu unterstützen. Deshalb werden wir in die 
notwendigen Gespräche eintreten und versuchen, 
ein gutes ergebnis zu erzielen.

 DEU 

 JPN 

 MEX 

 AUS 

 PRT 

 ESP 

 LUX 

 GRC 

 CAN 

 ITA 

    USA* 

 BEL 

 FRA 

 NLD 

 ISR 

 AUT 

 NOR 

 SWE 

 DNK 

 CHE 

 TUR 

 FIN 

 EST 

 POL 

 CZE 

 GBR 
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 HUN 

Die neue Landschaft der Gewinnbesteuerung
Gewinnbesteuerung in ausgewählten Ländern und 
angekündigte Änderungen bei der Gewinnbesteuerung

0 % 20 %5 % 25 %10 % 30 % 40 %15 % 35 % 45 %

  angekündigt  aktuell

*  seit 1.1.2018, inkl. durch-
schnittlicher State-Tax von 5,5 
Prozent, keine Gewinnbesteue-
rung erfolgt in 
South Dakota oder Wyoming

Frankreich, u. a.:
• Stufenweise Senkung des Körperschaftsteuer-

satzes ( KSt ) von 33 ¹⁄³ auf 25 Prozent bis 2022, 
reduzierter Satz von 15 Prozent für kleine und 
mittlere Unternehmen bleibt bestehen

• Aber : Zuschläge für KSt-pfl ichtige Groß -
unternehmen ab bestimmten Umsätzen von 
über einer Milliarde Euro zur Gegenfi nan zierung 
der Abschaffung der 3-Prozent-Steuer auf 
Ausschüttungen

 

Belgien, u. a. :
• Stufenweise Senkungen des KSt von 33,99 auf 25 

Prozent bis 2020
• 100 % Beteiligungsfreistellung für Dividenden 

und Veräußerungsgewinne
• Einführung einer Gruppenbesteuerung ab 2019 

und Reform des Eigenkapital-Zinsabzugs
• Einführung einer Minimum-Bemessungsgrund-

lage

USA, u. a. ( siehe auch S. 19 ) :
• Senkung des KSt von 35 auf 21 Prozent
• Sofortige Vollabschreibung für bestimmte und bis 

Ende 2022 angeschaffte Wirtschaftsgüter
• Einschränkung diverser Abzugsmöglichkeiten und 

Tax Credits
 

Norwegen, u. a. :
• Senkung von 24 auf 23 Prozent
• Erhöhung des unteren MwSt-Satzes von 10 auf 

12 Prozent
• Änderungen beim Zinsabzug
 

UK :
• Stufenweise Senkung des KSt von aktuell 19 auf 

17 Prozent ab 1. April 2020
• Erhöhung F&E-Förderung von 11 auf 12  Prozent
• Änderungen beim Zinsabzugs und bei hybriden 

Gestaltungen
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M
itgliederstatistik

Die fünf größten MIt/MU-Kreisverbände 
(31.07.2018)

Verbände mit dem größten absoluten Zuwachs 
(30.04.2018 – 31.07.2018)

Verbände mit dem größten relativen Zuwachs 
(30.04.2018 – 31.07.2018)

(31.07.2018)

Paderborn   
(Nordrhein-Westfalen) 

549 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Ulrich Lange

Meppen
(Niedersachsen)
6 Neumitglieder
Kreisvorsitz: Günter Reisner

6

8
515

Dithmarschen
(Schleswig-holstein)
15 Neumitglieder
Kreisvorsitz: Bernd Wilke

Hannover-Land
(Niedersachsen)
8 Neumitglieder
Kreisvorsitz: 
Sven Jagata

Dithmarschen (Schleswig-holstein)
Kreisvorsitz: Bernd Wilke

Hannover-Land
(Niedersachsen)
Kreisvorsitz: Sven Jagata

Bamberg-Land (Bayern)
Kreisvorsitz: Karl-heinz Wagner

Bamberg-Land
(Bayern)
13 Neumitglieder
Kreisvorsitz: Karl-heinz Wagner

Unterallgäu
(Bayern)
5 Neumitglieder
Kreisvorsitz: 
helge Pramschüfer

+125 %

Unterallgäu (Bayern)
Kreisvorsitz: helge Pramschüfer

+19 %

+4 %

Meppen (Niedersachsen)
Kreisvorsitz: Günter Reisner

+2 %

+42 %

MitgliederNEU
Zuwachs

Rhein-
Kreis-Neuss 

(Nordrhein-Westfalen) 

480 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Stefan arcularius

Rhein-

Rhein-
Sieg-Kreis

(Nordrhein-Westfalen) 

428 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
andreas Stolze

(Nordrhein-Westfalen) 

Fulda  
(hessen) 

557 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Jürgen Diener

Fulda 
(hessen) 

Vechta 
(Niedersachsen) 

846 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Werner Lübbe

13
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